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Aufsätze

1. Recht der Selbstverwaltung
Öffentliche Archive dienen der Forschung 
und Bildung, der Verwaltung und Rechts-
sicherung und ermöglichen die Auseinan-
dersetzung mit Geschichte, Kultur und 
Politik. Sie schützen das öffentliche 
Archivgut gegen Vernichtung und Zer-
splitterung und sind der Öffentlichkeit für 
die Nutzung zugänglich. Ferner bilden sie 
das öffentliche Gedächtnis eines Landes, 
vgl. § 1 des Landesarchivgesetzes 
(LArchG). Die Aufgabe der Archivierung 
wird nach § 2 Abs. 1 Satz 2 LArchG von 
den Kreisen, Gemeinden, Ämtern, Zweck-
verbänden - ausgenommen Zweckver-
bände nach § 15 Abs. 3 des Gesetzes 
über die kommunale Zusammenarbeit 
und nach dem Sparkassengesetz - und 
den sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden Trägern der öffentlichen 
Verwaltung eigenverantwortlich wahr-
genommen. Unabhängig davon hat das 
Landesarchiv Schleswig-Holstein nach 
§ 4 Abs. 2 LArchG die Aufgabe, die 
archivwürdigen Unterlagen der Behörden 
und Gerichte des Landes, ihrer beson-
deren Organisationseinheiten sowie ihrer 
Funktionsvorgänger und der Rechtsvor-
gänger des Landes zu archivieren. Auch 
vor dem Inkrafttreten des LArchG vom 11. 
August 1992 gewährten kommunal-
rechtliche Bestimmungen interessierten 
Antragstellern einen Benutzungsan-
spruch bei einem eingerichteten Archiv. 
Allerdings fehlten in Schleswig-Holstein 
einheitliche gesetzliche Rahmenvor-
gaben für das Archivwesen, sodass der 
Landesgesetzgeber mit der Schaffung 
des LArchG Standards für die Sicherung 
und Nutzung öffentlichen Archivguts 
normierte. Eines der gesetzgeberischen 
Ziele bestand gerade darin, für die 
Kommunen und die sonstigen der Auf-
sicht des Landes unterstehenden juristi-
schen Personen des öffentlichen Rechts 
aus Gründen des Persönlichkeitsschut-
zes und der Einheitlichkeit der Archivie-
rung die für das Landesarchiv geltenden 
Vorschriften zur Anwendung zu bringen 
und dabei die aus dem Recht der 
Selbstverwaltung resultierenden Beson-

1derheiten unberührt zu lassen.  

2. Regelung der Archivierung und
Nutzbarmachung
Infolgedessen regeln die Kreise, Gemein-
den, Ämter und Zweckverbände nach 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 LArchG die Archivie-
rung und Nutzbarmachung der bei ihnen 
entstandenen Unterlagen in eigener Ver-
antwortung, insbesondere Antrags- und 
Genehmigungsverfahren sowie Zugangs-
bedingungen. Eine Regelung in diesem 
Sinne erfolgt grundsätzlich durch eine 
Satzung. Zwar ist der Gesetzeswortlaut 
nicht so deutlich wie etwa in anderen 
Landesarchivgesetzen: Gemäß § 7 Abs. 3 
Satz 1 des Landesarchivgesetzes Baden-

2Württemberg  erlassen die Gemeinden 
und Landkreise eine Archivordnung „als 
Satzung“. Jedoch betont der schleswig-
holsteinische Landesgesetzgeber in der 
Gesetzesbegründung zum LArchG, dass 
für die Kommunen die Befugnis zum 
Erlass von Benutzungs- und Gebühren-
ordnungen als Satzung nach der Ge-
meindeordnung, der Kreisordnung, dem 
kommunalen Abgabengesetz und ande-

3ren Gesetzen unberührt bleiben soll.  Die 
Regelung durch Satzung, vgl. etwa § 4 
Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung (GO) 
und § 4 Abs. 1 Satz 1 der Kreisordnung 
(KrO), wird zudem klarstellend in § 15 Abs. 
3 Satz 2 LArchG im Zusammenhang mit 
der Regelung einer Verpflichtung zur 
Ablieferung eines Belegexemplars (Ab-
gabe eines Belegexemplars an das 
kommunale Archiv bei Arbeiten, die unter 
maßgeblicher Nutzung von Archivgut 
hergestellt und vervielfältigt wurden) 
erwähnt.
Zwar haben bereits zahlreiche kommuna-
le Körperschaften in diesem Sinne eine 
Regelung getroffen, eine Verpflichtung zur 
Errichtung eines Archivs oder zu einer 
Beteiligung hieran besteht allerdings 
nicht. Vielmehr „können“ die Kreise, 
Gemeinden, Ämter und Zweckverbände 
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 
LArchG eigene Archive errichten und 
unterhalten oder zusammen mit anderen 
kommunalen Körperschaften Gemein-
schaftsarchive schaffen oder sich daran 
beteiligen, sodass für die genannten Stel-

4len ein Entscheidungsermessen besteht.  

Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 LArchG 
können diese ihre Unterlagen auch dem 
Landesarchiv oder einem sonstigen 
öffentlichen Archiv (siehe § 16 LArchG) 
anbieten und übergeben, wenn von dort 
eine entsprechende Bereitschaft zur 
Übernahme signalisiert wird. Kreise mit 
einem eigenen Archiv sind hingegen zur 
Übernahme von Unterlagen verpflichtet, 
wenn ihnen die Gemeinden und Ämter 
Archivgut anbieten. 

3. Anbietung 

3.1 Personenbezogenes Archivgut
Gemäß § 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Satz 1, 
Abs. 2 Satz 2 LArchG i.V.m. § 6 Abs. 2 Satz 
1 LArchG sind dem Landesarchiv oder 
dem sonstigen öffentlichen Archiv auch 
solche Unterlagen anzubieten, „die per-
sonenbezogene Daten, die gesperrt sind 
oder nach einer Rechtsvorschrift gelöscht 
werden müssten oder könnten, enthalten“ 
oder die besonderen Geheimhaltungs-
vorschriften unterliegen. Wiederum blei-
ben nach § 6 Abs. 2 Satz 3 LArchG die 
„Rechtsvorschriften über die Löschung 
unzulässig erhobener oder weiterver-
arbeiteter Daten oder Unterlagen unbe-
rührt.“ Aus gesetzessystematischer Sicht 
ergibt sich hieraus ein Widerspruch 
zwischen Archiv- und Datenschutzrecht: 
Nach § 28 Abs. 2 Satz 1 des Landes-
datenschutzgesetzes (LDSG) sind perso-
nenbezogene Daten zu löschen, wenn 
ihre Speicherung unzulässig ist oder ihre 
Kenntnis für die datenverarbeitende Stelle 
zur Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor-
derlich ist. Dabei legt die datenverar-
beitende Stelle gemäß § 28 Abs. 2 Satz 2 
LDSG in allgemeinen Regelungen über 
die Aufbewahrung von Daten den 
Zeitraum fest, innerhalb dessen die Daten 
als zur Aufgabenerfüllung erforderlich 
gelten. Folglich sind personenbezogene 
Daten bei Erfüllung der Tatbestands-
merkmale nach § 28 Abs. 2 Satz 1 LDSG 
zwingend zu löschen, sodass ein An-

Der Betrieb kommunaler Archive
Eine Darstellung der rechtlichen Anforderungen beim Betrieb kommunaler 
Archive unter Berücksichtigung des Archiv-, Melde-, Datenschutz- und 
Informationsfreiheitsgesetzes

Dr. Sven Polenz LL.M., Unabhängiges Landeszentrum für Datenschutz 
Schleswig-Holstein, Kiel

1 LT-Drucksache 12/1615, S. 17.
2  Gesetz über die Pflege und Nutzung von Archivgut 

(Landesarchivgesetz-BW) v. 27. Juli 1987 (GBl. S. 
230), geändert durch Gesetz v. 12. März 1990 (GBl. 
S. 89) und v. 1. Juli 2004 (GBL. S. 503).

3 LT-Drucksache 12/1615, S. 32.
4 Sehr zu empfehlen ist die Übersicht zu den Archiven 

der Kreise und kreisfreien Städte und zu deren 
Beständen im „Archivführer Schleswig-Holstein“ 
Veröffentlichung des Landesarchivs Schleswig-
Holsteins, Band 100, 2011, http://hup.sub.uni-
hamburg.de/opus/volltexte/2011/114/pdf/Hambur
gUP_LASH_100_Archivfuehrer.pdf.
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bieten nicht mehr in Betracht kommen 
würde, denn nach § 6 Abs. 2 Satz 3 
LArchG bleiben auch Rechtsvorschriften 
über die Löschung unzulässig „weiterver-
arbeiteter Daten“ unberührt. Das Spei-
chern von Daten ist nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 
LDSG aber eine Form der Datenverar-
beitung, sodass auch eine unzulässige 
Speicherung i.S.v. § 28 Abs. 2 Satz 1 
LDSG i.V.m. § 6 Abs. 2 Satz 3 LArchG 
gegeben wäre. Eine solche Gesetzesan-
wendung stünde jedoch den Zielen der 
Archivierung nach § 1 LArchG entgegen. 
Nach Sinn und Zweck der Regelung in § 6 
Abs. 2 Satz 3 LArchG muss stattdessen 
ein Vorrang des LArchG gegenüber § 28 
Abs. 2 LDSG angenommen werden. Der 
Landesgesetzgeber hatte bei Schaffung 
des LArchG die Intention, eine Archivie-
rung dann nicht vorzunehmen, wenn die 
Daten infolge unrechtmäßiger Erlangung 
vernichtet werden müssen. Allerdings 
wurde übersehen, dass im Falle von per-
sonenbezogenem Archivgut ein Anbieten 
nach dem Wortlaut des § 6 Abs. 2 Satz 3 
LArchG quasi immer ausscheiden müss-
te, da für die anbietende Stelle ohne 
Ausnahme eine Löschpflicht bestünde. 
Zum Schutz des öffentlichen Gedächt-
nisses des Landes Schleswig-Holstein 
(§ 1 LArchG) muss personenbezogenes 
Archivgut daher auch am Ende der durch 
die anbietende Stelle festgelegten Auf-
bewahrungsfrist angeboten werden kön-
nen. Die Anbietungspflicht geht daher der 
Löschpflicht vor. Zur Vermeidung dieses 
rechtlichen Klippensprungs könnte man 
aber auch auf die Idee kommen, die 
Anbietung personenbezogenen Archiv-
guts bereits vor Ablauf der Aufbewah-
rungsfristen (§ 28 Abs. 2 Satz 2 LDSG) 
vorzunehmen und sogleich eine Übernah-
me nach § 15 Abs. 2 Satz 3 LArchG i.V.m. 
§ 7 Abs. 3 LArchG zu initiieren. Gemäß § 7 
Abs. 3 LArchG können archivwürdige 
Unterlagen bereits vor Ablauf der durch 
Rechtsvorschriften bestimmten Aufbe-
wahrungsfristen vom Landesarchiv end-
gültig übernommen werden. Die Aufbe-
wahrungsfristen werden in diesem Fall 
durch die Aufbewahrung im Landesarchiv 
gewahrt. Allerdings steht das Verfahren 
nach § 7 Abs. 3 LArchG im Ermessen der 
anbietungspflichtigen Stelle. Diese soll 
sich bei personenbezogenem Archivgut 
ihrer Anbietungspflicht nicht durch den 
Verweis auf Löschpflichten entziehen 
dürfen. 

3.2 Anbieten gegenüber den Kreisen
Verfährt die anbietungspflichtige Stelle 
nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Satz 1, 1. Fall 
LArchG, d.h. sie bietet ihre Unterlagen 
dem Landesarchiv zur Übernahme an, so 
kann das Landesarchiv in direkter 
Anwendung des § 6 Abs. 4 LArchG im 
Benehmen mit der anbietenden Stelle 
Auswahl und Form der Übergabe maschi-
nenlesbar gespeicherter Informationen 

festlegen, den Umfang der anzubieten-
den gleichförmigen Unterlagen, die in 
großer Zahl erwachsen, festlegen und auf 
das Anbieten von Unterlagen von offen-
sichtlich geringer Bedeutung verzichten. 
Erfolgt dagegen eine verpflichtende 
Übernahme der Unterlagen durch den 
Kreis (§ 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Satz 2 
LArchG), so bleibt fraglich, ob dieser mit 
der anbietenden Stelle ebenso verfahren 
kann: In § 15 Abs. 2 LArchG werden die 
Kreise nicht erwähnt, sodass eine ana-
loge Anwendung von § 6 Abs. 4 LArchG 
(vgl. § 15 Abs. 2 Satz 3 LArchG) aus-
scheiden würde. Die entsprechende An-
wendung von § 6 Abs. 4 LArchG (und 
auch von § 6 Abs. 2 und § 7 Abs. 3 
LArchG) macht innerhalb von § 15 Abs. 2 
Satz 2 LArchG wiederum nur für die 
sonstigen öffentlichen Archive Sinn, da 
diese Vorschrift für das Landesarchiv 
ohnehin direkt anwendbar ist. Sinnvoll 
wäre die analoge Anwendung jedoch 
auch für die Kreise. Daher sollte Folgen-
des gelten: Die Nichterwähnung der 
Kreise in § 15 Abs. 2 LArchG ist ein 
gesetzgeberisches Versehen. Hierfür 
spricht, dass im Falle von § 15 Abs. 1 Satz 
2 Nr. 3 Satz 2 LArchG ein Anbieten des 
Archivguts gegenüber dem Kreis erfolgen 
muss und eine entsprechende Anwen-
dung von § 6 Abs. 2 und 4 LArchG nur 
folgerichtig sein kann. Es wäre auch nicht 
erklärbar, warum für die Kreise Anderes 
gelten soll, als für die sonstigen öffent-
lichen Archive (§ 16 LArchG). Die Kreise 
müssen folglich insbesondere das Privi-
leg nach § 6 Abs. 4 LArchG nutzen dürfen, 
da diese sonst vor allem den Umfang des 
Archivguts nicht sinnvoll begrenzen 

5könnten.

4. Übernahme 
Wie bereits erwähnt kann das Landes-
archiv nach § 7 Abs. 3 LArchG archiv-
würdige Unterlagen schon vor Ablauf 
bestehender Aufbewahrungsfristen von 
der anbietungspflichtigen Stelle überneh-
men. Nach § 7 Abs. 3 Satz 2 LArchG 
werden die Aufbewahrungsfristen in die-
sem Fall durch die Aufbewahrung im 
Landesarchiv gewahrt. Vergleichbares 
muss wiederum gelten, wenn die Kreise 
die Unterlagen nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Nr. 

63 Satz 2 LArchG übernehmen.  Die Kreise 
müssen dann jedoch auch ihr Ermessen 
nach § 7 Abs. 3 LArchG dahin ausüben 
dürfen, eine Übernahme vor Ablauf der 
Aufbewahrungsfristen abzulehnen. Eine 
Übernahmepflicht bestünde erst nach 
Ablauf der Aufbewahrungsfrist.

5. Verwaltung des Archivguts 
Durch den Verweis in § 15 Abs. 3 Satz 1 
LArchG sind für kommunale Archive die 
Bestimmungen nach § 8 Abs. 1, 2, 4 und 5 
LArchG entsprechend anwendbar. Ge-
mäß § 8 Abs. 1 LArchG ist demnach die 
ordnungs- und sachgemäße Aufbewah-

rung und Benutzbarkeit des Archivguts 
sowie dessen Schutz vor unbefugter 
Nutzung, Beschädigung oder Vernich-
tung durch geeignete organisatorische 
und personelle Maßnahmen sicherzu-
stellen. Nach der gesetzgeberischen 
Intention zählen zu den Schutzmaßnah-
men die Unterbringung in geeigneten 
Magazinräumen, die Konservierung von 
Vernichtung bedrohten Archivguts sowie 
die Überwachung des Zutritts zu den 
einzelnen Magazinräumen, z.B. bei Ver-

7schlusssachen.  Die Kreise, Gemeinden, 
Ämter und Zweckverbände haben das 
kommunale Archiv zudem so zu führen, 
dass das Archivgut nach archivfachlichen 
Gesichtspunkten geordnet und durch 
Findmittel erschlossen wird. Weiterhin ist 
die Verknüpfung personenbezogener 
Daten beim Betrieb des kommunalen 
Archivs nur dann zulässig, wenn schutz-
würdige Belange Betroffener oder Dritter 
nicht beeinträchtigt werden, vgl. § 8 Abs. 2 
LArchG. Dabei ist im Besonderen auf die 
Erfassung des Archivguts durch Ord-
nung, Verzeichnung und Erstellung von 
Findmitteln wie etwa Findbüchern Wert zu 
legen. Bereits die Einsichtnahme in 
Findbücher kann zur Kenntnisnahme von 
personenbezogenen Daten führen. 
Bereits durch die Verknüpfung der per-
sonenbezogenen Daten in den Findbü-
chern können schutzwürdige Belange 
Betroffener oder Dritter beeinträchtigt 
werden, da durch die Einstellung der 
Daten in einen neuen Kontext ein zu-
sätzlicher Informationsgehalt entstehen 
kann, der sensible Bereiche des allge-
meinen Persönlichkeitsrechts berührt. 
Dabei ist ferner zu berücksichtigen, dass 
gerade auch die Findbücher zum 
Archivgut selbst gezählt werden: nach § 3 
Abs. 2 LArchG gehören zu den archiv-
würdigen Unterlagen auch „die zu ihrer 
Ordnung, Nutzung und Auswertung er-
forderlichen Hilfsmittel.“ Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung schutzwürdiger 
Belange sind etwa dann gegeben, wenn 
durch die Verknüpfung personenbezo-
gener Daten die Schutzfristen nach § 9 
Abs. 3 LArchG unterlaufen werden. So 
darf etwa Archivgut, das sich nach seiner 
Zweckbestimmung oder seinem wesent-
lichen Inhalt auf eine natürliche Person 
bezieht (personenbezogenes Archivgut) 
in jedem Falle erst zehn Jahre nach dem 
Tod oder, wenn das Todesdatum nicht 
bekannt oder nur mit unvertretbarem 
Aufwand feststellbar ist, neunzig Jahre 

5 Die Wertung entspricht der persönlichen Auffas-
sung des Verfassers.

6 Zur analogen Anwendung von § 7 Abs. 3 LArchG 
bei Übernahme durch die Kreise siehe oben unter 
3.2.

7 LT-Drucksache 12/1615, S. 25.
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nach der Geburt genutzt werden, § 9 Abs. 
3 Satz 3 LArchG. Die Beeinträchtigung 
schutzwürdiger Belange Betroffener oder 
Dritter kommt schließlich in Betracht, 
wenn durch die Verknüpfung personen-
bezogene Daten mit besonderem Schutz-
charakter verarbeitet werden. Hierzu 
gehören in Anlehnung an § 11 Abs. 3 
Landesdatenschutzgesetz (LDSG) per-
sonenbezogene Daten über die rassische 
oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschau-
liche Überzeugungen, die Gewerk-
schaftszugehörigkeit, die Gesundheit 
oder das Sexualleben sowie Daten, die 
einem besonderen Berufs- oder Amtsge-
heimnis unterliegen. 
Gemäß § 8 Abs. 4 LArchG sind Unter-
lagen, bei denen die Voraussetzungen für 
die Archivwürdigkeit nicht oder nicht mehr 
vorliegen, zu vernichten, soweit nicht die 
abgebende Stelle erklärt, dass die Vor-
aussetzungen „des § 19 Abs. 2 des Lan-
desdatenschutzgesetzes“ für eine Sper-
rung an Stelle der Löschung vorliegen. In 
diesem Falle sind die Unterlagen von der 
abgebenden Stelle auf ihre Kosten zu-
rückzunehmen. Der Gesetzgeber will mit 
dieser Regelung ausnahmsweise die Ver-
nichtung von Originalunterlagen zulas-
sen, soweit die Archivwürdigkeit nicht 
oder nicht mehr besteht. Der Verweis auf 
§ 19 Abs. 2 LDSG ist obsolet, vielmehr ist 
dieser als ein Verweis auf die aktuelle 
Regelung in § 28 Abs. 3 LDSG zu inter-
pretieren. Eine Sperrung personenbezo-
gener Daten tritt an Stelle der Löschung, 
wenn ihre Richtigkeit von der oder dem 
Betroffenen bestritten wird und sich weder 
die Richtigkeit noch die Unrichtigkeit 
nachweisen lässt (§ 28 Abs. 3 Nr. 1 LDSG), 
sie zur Aufgabenerfüllung nicht mehr 
erforderlich sind, Rechtsvorschriften je-
doch die weitere Aufbewahrung anordnen 
(§ 28 Abs. 3 Nr. 2 LDSG), die oder der 
Betroffene an Stelle der Löschung die 
Sperrung verlangt (§ 28 Abs. 3 Nr. 3 
LDSG), die Löschung den Betroffenen in 
der Verfolgung seiner Rechte oder in 
sonstigen schutzwürdigen Belangen 
beeinträchtigen würde (§ 28 Abs. 3 Nr. 4 
LDSG) oder zu löschende Daten mit 
Daten, die zur Aufgabenerfüllung noch 
erforderlich sind, in Akten derart mitein-
ander verbunden sind, dass ihre Tren-
nung nach erforderlichen und nicht erfor-
derlichen (zu löschenden) Daten auch 
durch Vervielfältigung und Unkenntlich-
machung nicht oder nur mit unverhältnis-
mäßigem Aufwand möglich ist und somit 
eine Löschung nicht erfolgt (§§ 28 Abs. 3 
Nr. 5, Abs. 2 Satz 3, 11 Abs. 4 Satz 2 
LDSG).

6. Nutzung des Archivguts 

6.1 Schutzfristen
§ 9 Abs. 1 LArchG eröffnet allen Personen 
das Recht, Archivgut nach Maßgabe des 

LArchG und der auf seiner Grundlage 
erlassenen Rechtsvorschriften zu nutzen. 
§ 9 LArchG gilt über den Verweis in § 15 
Abs. 3 LArchG auch für den Betrieb 
kommunaler Archive. Folglich müssen vor 
allem die Schutzfristen nach § 9 Abs. 3 
LArchG eingehalten werden, wonach 
Archivgut für die Dauer von zehn Jahren 
seit Entstehung der Unterlagen von der 
Nutzung grundsätzlich ausgeschlossen 
bleibt. Unterliegt das Archivgut einem 
besonderen Amtsgeheimnis oder beson-
deren Rechtsvorschriften über die Ge-
heimhaltung, so beträgt die Schutzfrist 
dreißig Jahre. Der Gesetzgeber hatte 
hierbei vor allem Unterlagen im Sinn, die 
dem Geheimnisschutz nach § 203 StGB 
unterfallen oder ehemalige Verschluss-
sachen, die zwar ihren vertraulichen 
Charakter verloren haben, ihre Einstufung 
als Verschlusssache jedoch beibehiel-

8ten.  Unabhängig davon dürften auch 
solche Unterlagen hinzuzählen, deren 
Inhalt z.B. dem Steuergeheimnis oder 
dem Statistikgeheimnis unterfällt oder 
welche Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse berühren. Personenbezogenes 
Archivgut darf erst zehn Jahre nach dem 
Tod der natürlichen Person zugänglich 
gemacht werden. 
Nach § 9 Abs. 4  LArchG werden die 
Schutzfristen unter bestimmten Voraus-
setzungen für unanwendbar erklärt. Nach 
§ 9 Abs. 4 Nr. 1 LArchG gelten die 
Schutzfristen dann nicht, wenn die Unter-
lagen bei ihrer Entstehung zur Veröffent-
lichung bestimmt oder der Öffentlichkeit 
zugänglich waren. An dieser Stelle muss 
auch beim Betrieb kommunaler Archive 
eine inzidente Prüfung nach den Vor-
schriften des Informationsfreiheitsgeset-

9zes (IFG)  erfolgen, indem danach gefragt 
wird, ob die vom Antragsteller begehrten 
Unterlagen vor ihrer Archivierung nach § 4 
IFG zugänglich waren, d.h. ob unter 
Berufung auf das IFG zu diesem Zeitpunkt 
ein Zugang gegenüber der abgebenden 
Stelle möglich gewesen wäre. Hier em-
pfiehlt es sich, als Betreiber des kommu-
nalen Archivs mit der abgebenden Stelle 
Rücksprache zu halten. Die Unterlagen 
waren jedenfalls dann nach § 9 Abs. 4 Nr. 
1 LArchG vor der Archivierung nicht der 
Öffentlichkeit zugänglich, wenn z.B. der 
Antragsteller gegenüber der abgebenden 
Stelle personenbezogene Daten eines 
Dritten einsehen wollte und er die Vor-
aussetzungen nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 IFG 
darlegen musste. Nach § 12 Abs. 1 Nr. 4 
IFG muss der Antragsteller ein rechtliches 
Interesse an der Kenntnisnahme der 
Unterlagen geltend machen, was etwa bei 
einer vertraglichen Beziehung zum 

10betroffenen Dritten der Fall ist.  Da das 
Vorliegen eines rechtlichen Interesses 
aber nur von bestimmten Antragstellern 
dargelegt werden kann, könnte ein An-
spruch nach dem IFG auch nicht von 
jeder Privatperson erfolgreich geltend ge-

macht werden. Folglich kann dann nicht 
festgestellt werden, dass die Unterlagen 
nach § 9 Abs. 4 Nr. 1 LArchG „der Öf-
fentlichkeit“ zugänglich waren.
Die Schutzfristen gelten weiterhin nicht, 
wenn solche Stellen die Nutzung be-
anspruchen, bei denen die Unterlagen 
entstanden sind oder die sie abgegeben 
haben und diese das Archivgut zur Er-
füllung ihrer Aufgaben wieder benötigen, 
§ 9 Abs. 4 Nr. 2 LArchG. Dies gilt allerdings 
nicht, wenn das Archivgut vor der Ab-
lieferung hätte gesperrt, vernichtet oder 
gelöscht werden müssen. Der obsolete 
Verwies auf § 19 Abs. 2 LDSG ist wie-
derum als Verweis auf § 28 LDSG anzu-
sehen. Damit wird verhindert, dass die 
Originalunterlagen nach Herausgabe aus 
dem Archiv ansonsten sofort der Lösch-
pflicht nach dem LDSG unterliegen wür-
den. Ferner gelten die Schutzfristen nach 
§ 9 Nr. 3 LArchG nicht im Falle der Nutzung 
des Archivguts zu wissenschaftlichen 
Zwecken. Gemäß § 9 Nr. 4 LArchG sind 
die Schutzfristen auch nicht für per-
sonenbezogenes Archivgut anwendbar, 
dass die Tätigkeit von Personen doku-
mentiert, soweit sie in Ausübung eines 
öffentlichen Amtes gehandelt haben und 
ihre persönlichen Lebensverhältnisse 
nicht betroffen sind. In diesem Fall endet 
die Schutzfrist zehn Jahre nach Entste-
hung der Unterlagen. Hat die Tätigkeit in 
personenbezogenem Archivgut seinen 
Niederschlag gefunden, sind die schutz-
würdigen Interessen Dritter angemessen 
zu berücksichtigen. 
Das Landesarchiv kann die Schutzfristen 
im Einzelfall oder für bestimmte Teile von 
Archivgut verkürzen, wenn Rechtsvor-
schriften nicht entgegenstehen. Für den 
Betrieb eines kommunalen Archivs wird 
auch diese Bestimmung nach § 15 Abs. 3 
LArchG für entsprechend anwendbar 
erklärt. Dem Gesetzeswortlaut nach hätte 
dann der Betreiber des kommunalen 
Archivs die Befugnis, eine solche Ver-
kürzung vorzunehmen. Dabei wären auch 
die Vorgaben nach § 9 Abs. 6 LArchG zu 
beachten, wonach bei personenbezo-
genem Archivgut die Verkürzung der 
Schutzfristen an besondere Vorausset-
zungen geknüpft ist. 

6.2 Nutzungsanspruch
Kommt der Betreiber des kommunalen 

 8 LT-Drucksache 12/1615, S. 28.
9 Informationsfreiheitsgesetz Schleswig-Holstein v. 

9. Februar 2000, GVOBl. 2000, S. 166. Derzeit 
erwägt der Gesetzgeber die Schaffung eines Infor-
mationszugangsgesetzes Schleswig-Holstein, in 
welches die Landesbestimmungen des Informa-
tionsfreiheitsgesetzes und des Umweltinforma-
tionsgesetzes einfließen sollen. Vgl. www.landtag.
ltsh.de/infothek/wahl17/drucks/1600/drucksache-
17-1610.pdf.

10VG Schleswig, Urteil v. 30.09.2008, Az.: 7 A 56/08.
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Archivs nach den §§ 15 Abs. 3, 9 Abs. 3-6 
LArchG zum Ergebnis, dass Schutzfristen 
nicht bestehen, so muss in einem zweiten 
Schritt geprüft werden, ob dem Antrag-
steller die Nutzung nach Maßgabe von § 9 
Abs. 2 LArchG gewährt werden darf. 
Demnach „ist“ (kein Entscheidungser-
messen) die Nutzung einzuschränken 
oder zu versagen, soweit einer der in § 9 
Abs. 2 Nr. 1-6 LArchG geregelten Gründe 
vorliegt. Eine vollständige Versagung 
kommt nach dem Willen des Gesetzge-
bers aber nur dann in Betracht, wenn 
weder durch Nebenbestimmungen (etwa 
die Auflage, Personenangaben zu anony-
misieren) noch auf anderem Wege 
(Vorlage anonymisierter Unterlagen oder 
nur von Teilen des Archivgutes, Aus-
kunftserteilung) eine Verletzung höher-
wertiger Interessen vermieden werden 

11kann.  
Eine Beschränkung oder Versagung der 
Nutzung kommt nach § 9 Abs. 2 Nr. 1 
LArchG in Betracht, wenn „die Geheim-
haltungspflicht nach § 203 Abs. 1 bis 3 
StGB oder andere Rechtsvorschriften 
verletzt würden.“ Gleiches gilt nach § 9 
Abs. 2 Nr. 2 LArchG, wenn Grund zu der 
Annahme besteht, dass das Wohl der 
Bundesrepublik Deutschland oder eines 
ihrer Länder gefährdet wird. Nach § 9 Abs. 
2 Nr. 3 LArchG ist hingegen zu prüfen, ob 
der Nutzung schutzwürdige Belange 
Betroffener oder Dritter entgegenstehen. 
„Schutzwürdige Belange“ bestehen re-
gelmäßig dann, wenn die Nutzung der in 
§ 11 Abs. 3 LDSG genannten Daten-
kategorien begehrt wird. Schutzwürdige 
Belange können jedoch auch bei weniger 
sensiblen personenbezogenen Daten 
vorliegen (vgl. § 11 Abs. 2 LDSG). Da eine 
Prüfung mitunter schwierig sein kann, 
empfiehlt es sich, den Betroffenen oder 
den Dritten um eine Einwilligung in die 
Nutzung durch den Antragsteller zu er-
suchen. Schutzwürdige Belange im Sinne 
von § 9 Abs. 2 Nr. 2 LArchG können etwa 
auch dann berührt sein, wenn die Unter-
lagen Betriebs- oder Geschäftsgeheim-
nisse enthalten. Schließlich ist die Nut-
zung des Archivguts einzuschränken oder 
zu versagen, wenn der Erhaltungs-
zustand des Archivguts gefährdet würde, 
ein nicht vertretbarer Verwaltungsauf-
wand entstehen würde oder besondere 
Vereinbarungen mit privaten Eigentümern 
getroffen werden, § 9 Abs. 2 Nrn. 4-6 
LArchG. Die Einordnung einer Vereinba-
rung mit privaten Eigentümern als Ein-
schränkungs- oder Versagungsgrund 
dürfte eine Besonderheit des Archivrechts 
darstellen, da hierdurch dem Wortlaut 
nach eine Nutzung quasi für die Ewigkeit 
ausgeschlossen werden könnte. 

6.3 Anwendung des
Informationsfreiheitsgesetzes 

12Wie bereits erwähnt  muss im Rahmen 
von § 9 Abs. 4 Nr. 1 LArchG geprüft wer-

den, ob die Unterlagen vor der Archivie-
rung nach dem IFG der Öffentlichkeit 
zugänglich waren. Gemeint ist der hypo-
thetische Fall, dass sich der Antragsteller 
vor der Abgabe an das Archiv an die ab-
gebende Stelle gewandt hätte. Unter-
lagen, die vor dem 9. Februar 2000 an das 
kommunale Archiv abgegeben wurden, 

13bleiben hiervon unberührt.  Hätte jede 
Privatperson gegenüber der abgebenden 
Stelle nach § 4 IFG einen Zugangsan-
spruch geltend machen können, so klärt 
dies nur die Frage nach dem Bestehen 
oder Nichtbestehen der Schutzfrist. Ge-
genüber dem Betreiber des kommunalen 
Archivs kann hingegen kein Anspruch 
nach dem IFG eingreifen, da nach der 
Archivierung allein die archivrechtlichen 
Regelungen gelten, d.h. in diesem Falle 
§ 9 Abs. 2 LArchG. Besonderheiten be-
stehen, wenn der Betreiber des kom-
munalen Archivs und die abgebende 
Stelle identisch sind (ein Kreis, eine 
Gemeinde, ein Amt, ein Zweckverband). 
Dann muss besonderer Wert auf die 
technische, organisatorische und funktio-
nale Trennung gelegt werden. 

6.4 Rolle des Landesmeldegesetzes
Nach dem Wegzug oder dem Tod einer 
Person hat die Meldebehörde weiterhin 
bestimmte Daten einschließlich der zum 
Nachweis ihrer Richtigkeit erforderlichen 
Hinweis zu speichern, § 9 Abs. 2 Satz 1 

14Landesmeldegesetz (LMG).  Hierzu 
zählen: Familiennamen, Vornamen, frü-
here Namen, Doktorgrad, Ordensnamen/
Künstlernamen, Tag und Ort der Geburt, 
Geschlecht, gesetzliche Vertreterin und 
gesetzlicher Vertreter (Vor- und Familien-
namen, Doktorgrad, Anschrift, Tag der 
Geburt, Geschlecht, Sterbetag), Staats-
angehörigkeiten, rechtliche Zugehörigkeit 
zu einer Religionsgesellschaft, gegen-
wärtige Anschriften, frühere Anschriften 
im Zuständigkeitsbereich der Meldebe-
hörde, Anschrift der letzten alleinigen 
Wohnung oder Hauptwohnung und der 
letzten Nebenwohnung außerhalb des 
Zuständigkeitsbereichs der Meldebehör-
de, Haupt- und Nebenwohnung, Tag des 
Ein- und Auszugs, Familienstand, bei 
Verheirateten, Lebenspartnerinnen oder 
Lebenspartnern zusätzlich Tag und Ort 
der Eheschließung oder der Begründung 
der Lebenspartnerschaft, Ehegattin oder 
Ehegatte, Lebenspartnerin oder Lebens-
partner (Vor- und Familiennamen, Doktor-
grad, Tag der Geburt, Geschlecht, An-
schrift, Sterbetag), minderjährige Kinder 
(Vor- und Familiennamen, Tag der Geburt, 
Geschlecht, Sterbetag), Übermittlungs-
sperren, Sterbetag und -ort. Nach dem 
Ablauf von fünf Jahren nach dem Ende 
des Kalenderjahres, in dem eine Person 
weggezogen oder verstorben ist, sind die 
nach § 9 Abs. 2 LMG weiterhin ge-
speicherten Daten und Hinweise für die 
Dauer von 75 Jahren gesondert aufzube-

wahren und durch technische und 
organisatorische Maßnahmen nach § 5 
LDSG, vgl. § 9 Abs. 3 Satz 1 LMG. Zwar 
sind die Daten nach § 9 Abs. 3 Satz 3 LMG 
nach Anlauf dieser Frist zu löschen, 
allerdings muss die Meldebehörde die 
Daten und die zum Nachweis ihrer Rich-
tigkeit gespeicherten Hinweise vor der 
Löschung dem Landesarchiv oder dem 
zuständigen kommunalen Archiv zur 
Übernahme anbieten. Gemäß § 10 Abs. 2 
LMG kann die Meldebehörde die Daten 
und Hinweise dem Landesarchiv oder 
dem zuständigen kommunalen Archiv zur 
Übernahme anbieten, sofern die Erfüllung 
der Aufgaben der Meldebehörden nach 
§ 9 Abs. 3 Satz 2 LMG gewährleistet bleibt, 
d.h. es müssen z.B. Datenübermittlungen 
an um Auskunft ersuchende Behörden 
nach § 24 Abs. 3 LMG möglich bleiben.

7. Schutzrechte 
Auch § 11 LArchG (Schutzrechte) ist nach 
§ 15 Abs. 3 LArchG durch den Betreiber 
eines kommunalen Archivs zu beachten. 
Gemeint ist zunächst ein Auskunftsan-
spruch des Betroffenen über die im 
Archivgut zur eigenen Person enthaltenen 
Daten. Voraussetzung hierfür ist, dass 
das Archivgut durch den Namen des Be-
troffenen erschlossen ist oder Angaben 
gemacht werden, die das Auffinden des 
Archivguts oder der Angaben mit 
angemessenem Aufwand ermöglichen. 
Weiterhin darf keine Auskunft erteilt wer-
den, wenn eine Nutzung des Archivguts 
nach § 9 Abs. 2 Nr. 1, 2 oder 6 LArchG 
einzuschränken oder zu versagen wäre 
und Grund zu der Annahme besteht, dass 
schutzwürdige belange Dritter entgegen-
stehen. Zu den Schutzrechten gehört 
auch ein Berichtigungsanspruch, der auf 
die Anbringung eines Vermerks zur Un-
richtigkeit der Angaben und auf Aufnah-
me einer Gegendarstellung durch den 
Betroffenen im Archivgut gerichtet ist, § 11 
Abs. 2 LArchG. Weiterhin hat der Be-
troffene einen Löschungsanspruch be-
züglich unzulässig gespeicherter perso-
nenbezogener Daten. Bei Letzterem kann 
es sich nach der gesetzlichen Systematik 
jedoch nur um solche Daten handeln, die 
auch von § 6 Abs. 2 Satz 3 LArchG erfasst 
werden.

8. Geheimhaltung nach
Bundesvorschriften
Die Betreiber kommunaler Archive müs-
sen nach den §§ 15 Abs. 3, 12 Abs. 2 
LArchG für Unterlagen, die den Rechts-

11 So LT-Drucksache 12/1615, S. 27.
12 Siehe oben unter 6.1.
13 Das IFG trat am 9. Februar 2000 in Kraft, vgl. FN 9.
14 Landesmeldegesetz in der Fassung vom 24. Juni 

2004, GVOBl. 2004, 214.
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vorschriften des Bundes über die Ge-
heimhaltung nach den §§ 8, 10 und 11 des 
Bundesarchivgesetzes (BArchG) unter-
liegen, die besonderen Regelungen der 
§§ 2, 5 Abs. 1-7 und 9 BArchG beachten. 
Die Berechnung der Schutzfristen und die 
Prüfung eines Anspruchs auf Nutzung 
des Archivguts richtet sich dann nach den 
Bundesvorschriften. So steht etwa nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 BArchG das Recht, Ar-
chivgut des Bundes aus einer mehr als 
dreißig Jahre zurückliegenden Zeit zu 
nutzen, jedermann auf Antrag zu, soweit 
durch Rechtsvorschrift nichts anderes 
bestimmt ist.

9. Fazit
Die Kreise, Gemeinden, Ämter und 
Zweckverbände regeln die Archivierung 
und Nutzbarmachung der bei ihnen 

entstandenen Unterlagen in eigener Ver-
antwortung grundsätzlich durch Satzung. 
Sie können ihre Unterlagen auch dem 
Landesarchiv oder einem sonstigen öf-
fentlichen Archiv anbieten und überge-
ben, wenn von dort eine entsprechende 
Bereitschaft zur Übernahme signalisiert 
wird. Kreise mit einem eigenen Archiv sind 
hingegen zur Übernahme von Unterlagen 
verpflichtet, wenn ihnen die Gemeinden 
und Ämter Archivgut anbieten. Mit Aus-
nahme der unzulässig erhobenen und 
weiterverarbeiteten personenbezogenen 
Daten sind den Archiven auch Unterlagen 
anzubieten, die einer Löschpflicht unter-
liegen. Die Anbietungspflicht geht der 
Löschpflicht vor. Begehrt ein Antragsteller 
die Nutzung von Archivgut, so ist im ers-
ten Schritt das Eingreifen von Schutz-
fristen zu prüfen. Dabei ist auch zu unter-

suchen, ob Schutzfristen ausnahmsweise 
nicht gelten oder im Einzelfall verkürzt 
werden können. Bei § 9 Abs. 4 Nr. 1 
LArchG kann eine Inzidentprüfung des 
IFG erforderlich sein. Sind Schutzfristen 
nicht zu beachten, so ist in einem zweiten 
Schritt zu prüfen, ob die Nutzung nach § 9 
Abs. 2 LArchG einzuschränken oder zu 
versagen ist. Das IFG findet bezüglich des 
Archivguts keine Anwendung, es gilt allein 
das LArchG. Im Hinblick auf Meldedaten 
ist zu beachten, dass fünf Jahre nach dem 
Wegzug oder dem Versterben einer 
Person eine 75-jährige Aufbewahrungs-
frist läuft, die sich nach den Vorschriften 
des LMG richtet. Im Anschluss besteht 
eine Anbietungspflicht gegenüber dem 
Landesarchiv oder dem zuständigen 
kommunalen Archiv.

* Die Standortzufriedenheit in den Bezirken der IHK 

Schleswig-Holstein - Ergebnisse einer Unterneh-
mensbefragung, IHK Schleswig-Holstein, August 
2011

Breitbandausbau in Schleswig-Holstein  
Ergebnisse des 5. Breitbandforums Schleswig-Holstein

Dr. Derek Meier, Breitbandkompetenzzentrum Schleswig-Holstein 

Es wird immer deutlicher, dass eine gut 
ausgebaute Telekommunikationsinfra-
struktur die Leistungsfähigkeit der Kom-
munen positiv beeinflusst und schnelle 
Internetverbindungen als Standortvorteil 
angesehen werden. Nicht zuletzt die IHK-
Studie vom August dieses Jahres zeigt, 
dass schnelle Internetverbindungen unter 
den ersten drei Gründen für die Standort-
wahl* von Unternehmen genannt werden. 
Ein weiteres Indiz für die Bedeutung des 
Themas ist die Tatsache, dass sich in 
diesem Jahr weit über 300 Gäste zum 5. 
Breitbandforum angemeldet haben, also 

ein Drittel mehr als im vergangenen Jahr. 
Gut die Hälfte der Besucher waren Ver-
treter aus dem kommunalen Bereich. 
Thematisch stand vor allem der Ausbau 
der schnellen Glasfaserverbindungen im 
Mittelpunkt der Veranstaltung. Mit dem 
neuen, interaktiven Baustellenatlas 
unterstützt das Breitband-Kompetenz-
zentrum die Ausbaustrategie des Landes.

Fördermittel begrenzt
Mit dem Kabinettsbeschluss vom Juni hat 
sich die Zahl der Förderfälle reduziert. 
Gleichwohl sind nach Einzelfallprüfung 

noch geförderte Maßnahmen möglich, 
aber leider nicht mehr in dem Umfang wie 
zu Beginn des Jahres. Realistisch be-
trachtet können noch eine Handvoll Pro-
jekte mit nun 50%-Zuschuss zur Wirt-
schaftlichkeitslücke bei der Erschließung 
gefördert werden. Vor allem Regionen, die 
bereits entsprechende Maßnahmen vor-
bereitet haben, werden hier profitieren.
Bedauerlicherweise können die Förder-
mittel nicht zur Planung von Hochge-
schwindigkeitsnetzen eingesetzt werden. 
Derzeit wird auf Seiten des Landes daran 
gearbeitet, Förder- und Finanzierungs-
möglichkeiten für den Ausbau leistungs-
fähigerer Übertragungsnetze zu ermög-
lichen.

LTE-Ausbau noch nicht
flächendeckend
Mit dem neuen Mobilfunkstandard LTE 
(Long Term Evolution) sollen die Lücken 
der Grundversorgung geschlossen wer-
den. In einigen Regionen macht sich der 
Ausbau bereits positiv bemerkbar und 
sorgt für eine Mindesterschließung. 
Bisher ist trotz der Bemühungen der Bun-
desnetzagentur eine Einigung mit däni-
schen Stellen nicht gelungen. Aufgrund 
der Störungsproblematik sind viele Sen-
deanlagen in weitem Abstand zur däni-
schen Grenze daher noch nicht im Be-
trieb. Das Wirtschaftsministerium hat 
bereits mehrfach auf diesen Umstand 

Podiumsdiskussion mit Landesgeschäftsführer Bülow (4.v.l.) und Dr. Meier, BKZ (2. v.r.)
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hingewiesen, die Lösung kann jedoch nur 
mit den zuständigen dänischen Stellen 
gemeinsam gefunden werden.
Für den weiteren Ausbau unter Einsatz 
von Fördermitteln ist der lokale Ausbau 
mit LTE zu beachten. Das Breitband-
Kompetenzzentrum hat in Zusammen-
arbeit mit dem Wirtschaftsministerium 
einen Leitfaden erarbeitet, damit die 
vorhandene LTE-Erschließung nicht durch 
Förderung unterlaufen wird.

Ausbau schneller Netze
Unter dem Begriff „Neue Zugangsnetze“ 
oder NGA (Next Generation Access) 
verstehen Experten Kommunikations-
verbindungen, die ganz oder teilweise auf 
Glasfaserkabeln bestehen. Dazu zählen 
VDSL, Kabelfernsehen und reine Glas-
fasernetze mit Anschlüssen bis ins Haus. 
Die Übertragungsgeschwindigkeiten bei 
diesen Netzen liegen bei über 50 MBit/s 
im Download. Allein reine Glasfasernetze 
sind in der Lage noch weit höhere Down- 
und Uploadraten zu erzielen. Neben den 

Kosten für die Erstellung von Glasfaser-
netzen – im Durchschnitt sind derzeit 
Investitionen von 50 Euro pro Meter 
notwendig – müssen bei der Erstellung 
solcher Netze auch eine Vielzahl recht-
licher Aspekte und Finanzierungsfragen 
beachtet werden. 

Synergien nutzen – der neue, interaktive 
Baustellenatlas Schleswig-Holstein 
Sowohl in der Bundes- als auch der Lan-
desstrategie nimmt die Nutzung von 
Synergien beim Ausbau von Glasfaser-
leitungen einen breiten Raum ein. Ge-
meint ist, dass durch Mitverlegung von 
Leerrohren bei verschiedenen Baumaß-
nahmen die Erschließungskosten ge-
senkt werden können. Das Breitband-
Kompetenzzentrum hat dazu eine Bro-
schüre entwickelt, die Ende des Jahres 
erscheinen wird. Informationen zur Mit-
verlegung und Empfehlungen zu Leer-
rohren sowie zur Nutzung des landeswei-
ten Baustellenatlas sind darin dokumen-
tiert.

Der Atlas ermöglicht Mitarbeitern aus 
Ämtern und Gemeinden, online Baustel-
len und Leerrohre auf einer Karte einzu-
tragen. 

Und das funktioniert so:
Auf der Internetseite des Breitband-
Kompetenzzentrums Schleswig-Hol-
stein (www.bkz-sh.de) klickt man auf 
den Verweis „Baustelle/Leerrohr mel-
den“. Der Nutzer gelangt auf eine Karte 
und kann, wie bei Google Maps, in eine 
Region Schleswig-Holsteins zoomen 
oder eine Gemeinde auswählen lassen. 
Nach einem Klick auf den einzigen 
Schalter „Baustelle oder Leerrohr er-
fassen“, wird der Nutzer aufgefordert 
Kontaktdaten einzugeben und zu wäh-
len, ob ein bereits vorhandenes Leer-
rohr oder eine Baustelle eingetragen 
werden soll.
Danach erscheint ein Zeichengerät und 
nun kann die Baustelle z.B. entlang 
einer Straße mit wenigen Klicks einge-
zeichnet werden. Mit einem Doppelklick 
wird die Eingabe beendet und nun kann 
noch die Art des Leerrohres, was für 
dessen Nutzung wichtig ist, oder ein 
Zeitraum, in dem die Baumaßnahme 
stattfindet, eingegeben werden. Die 
eingetragenen Strecken erscheinen so-
fort online, nachdem ein Mitarbeiter des 
Zentrums die Plausibilität überprüft und 
den Eintrag freigeschaltet hat. Mit einer 
Mitteilung an Telekommunikationsun-
ternehmen werden die Baustellen über-
regional bekannt gemacht.

Mit diesem Instrument steht nun eine 
Informationsplattform zur Verfügung, mit 
der Kommunen und Telekommunikations-
anbieter den Ausbau gemeinsam kos-
tengünstiger gestalten können. Wün-
schenswert ist daher eine rege Beteili-
gung der Kommunen.Leerrohrsysteme

KomFIT 2011 -  Prozessoptimierung - 
Kosten senken,  Handlungsfähigkeit 
erhalten
Frank Weidemann, KomFIT

Am 19.09.2011 fand nunmehr zum 13. 
Mal in Folge die jährliche KomFIT-Messe 
statt. Dass das diesjährige Motto 
„Prozessoptimierung - Kosten senken, 
Handlungsfähigkeit erhalten“ den Nagel 
auf den Kopf trifft, unterstrich Kiels 
Oberbürgermeister Torsten Albig in seiner 
Begrüßungsrede. Er forderte zu mehr 

Zusammenarbeit auf und sprach sich für 
die Einhaltung von Standards aus, eine 
Empfehlung, von der er ausdrücklich 
auch nicht seine eigene Verwaltung 
ausschließt. Weiter forderte Albig zu mehr 
Pragmatismus auf und brachte als Bei-
spiel Kiels Partnerstadt Tallinn, wo allen 
Bürgerinnen und Bürgern kostenlose 

öffentliche Internetzgänge über Hotspots 
zur Verfügung stehen.
Jörg Bülow, geschäftsführendes Vor-
standsmitglied des SHGT und KomFIT-
Vorsitzender, konkretisierte im Einzelnen 
die Ausgangssituation in den Kommunal-
verwaltungen, indem er unterstrich, dass 
die verwaltungsinternen Prozesse wei-
testgehend optimiert sind und man bei 
verwaltungsübergreifenden Prozessen 
ansetzen muss, um das Ziel dem Motto 
der Veranstaltung entsprechend errei-
chen zu können. Dabei erwähnte er auch 
die aktuellen KomFIT-Projekte, die sich 
genau auf die Aufgabe der verwaltungs-
übergreifenden Zusammenarbeit konzen-
trieren (so z. B. im Bereich Gewerbe, 
Ordnungswidrigkeitenwesen, Bauleitpla-
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Stand des Projektes Bauleitplanung 
Online (BOB-SH) vor. Im nächsten Jahr 
wird ein flächendeckender Betrieb für alle 
Kommunalverwaltungen ermöglicht. Rita 
Dux von der Gemeinde Barsbüttel stellte 
eindrucksvoll vor, welche Mengen an 
Papier und Aufwand bereits in der 
Projektphase eingespart werden konnten, 
obwohl bisher nur die Hälfte aller Träger 
öffentlicher Belange von der Möglichkeit 
der Onlinebeteiligung Gebrauch gemacht 
haben. Nähere Auskünfte zum Projekt 
können der Webseite http://www.bob-
sh.de/ entnommen werden. 
Das Serviceangebot der zentralen Behör-
denrufnummer D115 setzt sich bundes-
weit bei immer mehr Dienststellen der 
Kommunal-, Landes- und Bundesverwal-
tung durch. Mitte April wurde das durch 
das Bundesministerium des Inneren 
(BMI) initiierte und begleitete Projekt in 
den Regelbetrieb überführt, mittlerweile 
ist 115 für mehr als 15 Millionen Bun-
desbürger erreichbar. Das KomFIT wurde 
von den Kommunalen Landesverbänden 
mit der Prüfung beauftragt, ob eine 
flächendeckende Umsetzung in Schles-
wig-Holstein insbesondere aus wirt-
schaftlichen, rechtlichen und organisa-
torischen Gesichtspunkten machbar und 
sinnvoll ist. In bewährter Weise wurde 
zwecks Prüfung ein Projekt aufgesetzt, 
deren Leitung sich der Kreis Segeberg 
und das KomFIT geteilt haben. Dank des 
interessanten Themas konnte die Pro-
jektleitung dabei auf eine umfangreiche 
Projektgruppe zurückgreifen, die sich aus 
Teilnehmern verschiedener Kommunal-
verwaltungen, des Finanzministeriums 
Schleswig-Holstein, des Einheitlichen 
Ansprechpartners des Landes Schles-
wig-Holstein und des BMI zusammen-
setzte. Die fachliche Begleitung erfolgte 
durch Dataport. Der D115-Experte von 
Dataport, Günter Marnau, stellte dabei 
einzelne Aspekte der Studie vor, die zum 
Ergebnis führt, dass eine flächen-
deckende Umsetzung unter den be-
trachteten Gesichtspunkten möglich ist. 
Derzeit beraten die Kommunalen Lan-
desverbände über die weitere Vorge-
hensweise. Ideal ergänzt wurde die Prä-
sentation von Herrn Marnau durch eine 
Vorstellung des D115-Sevicecenters 
Wolfsburg, die von deren Leiterin Jutta 
Schulz durchgeführt wurde. Frau Schulz 
stellte klar, dass ein D115-Servicecenter 
weit mehr leistet als ein marktgängiges 
Servicecenter. Sie zeigte, welche inten-
siven Bemühungen Wolfsburg gerade 
den Themen Mitarbeiterauswahl und 
optimale Gestaltung des Arbeitsplatzes 
gewidmet hat. Auch zeigt sie, wie ein 
solches Center mit den Aufgaben wächst, 
indem immer mehr Fachbereiche ent-
decken, wie sie sich von „lästigen” 
Routineanfragen entlasten können, um 
sich so intensiver mit der eigentlichen 
Sacharbeit beschäftigen zu können. Auch 

bestätigt die Arbeitspraxis eines solchen 
Servicecenters, die theoretischen Postu-
late, wie beispielsweise das D115-Ser-
viceversprechen, welches beispielsweise 
konkrete Mindestwerte für die Erreich-
barkeit und für die fallabschließende Be-
auskunftung vorschreibt.
Ein gemeinsamer Langzeitarchivierungs-
dienst, der übergreifend  von Bund, Län-
dern und Kommunen genutzt werden 
kann, ist ein zentraler Bestandteil einer 
serviceorientierten föderalen eGovern-
ment-Infrastruktur und leistet Beiträge zur 
Verbesserung der Rahmenbedingungen 
im E-Government und zur Standardisie-
rung. Synergien bestehen in Entwicklung 
und Betrieb einer länderübergreifenden 
Lösung und in der Nutzung einer gemein-
samen Lösung durch die jeweiligen Ver-
waltungs- und Archivbehörden. Das Pro-
jekt NaLA, das federführend von Schles-
wig-Holstein im Rahmen der Umsetzung 
der Nationalen E-Government Strategie 
betreut wird, hat das Ziel, vorhandene 
Arbeitsergebnisse zur Thematik zu sich-
ten und im Zusammenhang zu vervoll-
ständigen, um insbesondere Konzepte 
für Formatwandlung, Medienverwaltung, 
Datentransfer, Viewer und Zugriffsberech-
tigungen bereitzustellen und Anforderun-
gen an den übergreifenden Langzeit-
speicher- und Archivdienst zu beschrei-
ben. Dies soll sowohl aus organisatori-
scher, rechtlicher als auch technischer 
Perspektive erfolgen.
Der Geschäftsführer des Einheitlichen 
Ansprechpartners, Hans-Jürgen Lucht, 
berichtete über Aufgaben und Organi-
sation der Anstalt des öffentlichen Rechts. 
Zur Verbesserung der Dienstleistungen 
des Einheitlichen Ansprechpartners dient 
das Projekt Verwaltungsleistungsver-
zeichnis 2 (VLV2). Dabei geht es um die 
Schaffung einer übergreifenden Daten-
basis zur Abbildung von Verwaltungs-
leistungen, deren Voraussetzungen, den 
dazugehörigen Dokumenten und Zustän-
digkeiten. Diese soll allen Behörden als 
Wissensplattform dienen und vom  Ein-
heitlichen Ansprechpartner zur Verfah-
rensklärung eingesetzt werden.
Bernd Sienknecht vom Amt Jevenstedt, 
das die Geschäftsführung für den Breit-
bandzweckverband im mittleren Schles-
wig-Holstein übernommen hat und Uwe 
Krabbe vom Lan Consult Hamburg sowie 
Gerrit Woitag von der Anwaltskanzlei 
Bremer-Grimm-Heller berichteten über die 
Breitbandausbaustrategie unter Berück-
sichtigung der Bundesrahmenregelung. 
Der Vortrag machte deutlich, welche 
Schritte erforderlich sind, um eine flächen-
deckende Breitbandversorgung mit Gla-
serfaser bis zum Haus (FTTH) zu gewähr-
leisten. Der Breitbandzweckverband hat 
sich Mitte 2010 gegründet und besteht aus 
insgesamt 5 Ämtern mit 42 Gemeinden. Im 
Rahmen der Umsetzung wurden verschie-
dene Machbarkeitsstudien und Interes-

nung und sichere IT-Infrastruktur. Er rief 
auf zur aktiven Teilnahme an den Pro-
jekten und Inanspruchnahme der Förde-
rungsmöglichkeiten.

Jörg Bülow, geschäftsführendes Vorstands-
mitglied des SHGT und KomFIT-Vorsitzender

Traditionell gab es wieder ein interdiszi-
plinäres Thema mit einem besonderen 
Gast. In diesem Jahr berichtete der 
Rechtsanwalt Dr. Martin Schellenberg 
über aktuelle Entscheidungen im IT-Ver-
gaberecht. Einige der vorgestellten Ent-
scheidungen verursachten doch so 
manches Stirnrunzeln oder auch Lächeln 
bei den Zuhörerinnen und Zuhörern. In 
jedem Fall bleibt festzuhalten, dass man 
ein IT-Beschaffungsvorhaben nicht gleich 
verwerfen sollte, weil man meint, dass 
man ehedem nicht zu seinem gewünsch-
ten Ziel kommt. So bedarf es einer für 
einen Richter nachvollziehbaren Begrün-
dung, wenn man beispielsweise Ein-
schränkungen in der Produktwahl vorneh-
men möchte oder Anbieter ausschließen 
will, mit denen man in der Vergangenheit 
unliebsame Erfahrungen gemacht hat. 
Auch gab es Tipps, wie man eine Aus-
schreibung wieder aufheben kann. Eines 
sollte einem aber klar sein, auch die beste 
Begründung kann einen nicht davor 
schützen, dass man bei einer Klage 
unterliegen kann. Die von Dr. Schellen-
berg zitierten richtungsweisenden Fälle 
inklusive ihrer Entscheidungen finden Sie, 
wie auch die anderen Präsentationen, im 
geschützten Downloadbereich des 
KomFIT. 
Beate Stabenow von der Firma geoGLIS 
aus Eckernförde stellte den aktuellen 
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senbekundungsverfahren durchgeführt. 
Im Ergebnis kann festgestellt werden, 
dass eine Breitbandversorgung im länd-
lichen Raum nur mit Hilfe von öffentlichen 
Mitteln gewährleistet werden kann, aber 
durchaus finanzierbar ist. Die Bundesrah-
menregelung eröffnet hierbei die Möglich-
keit, zukunftsfähige Lösungen umzuset-
zen. Während des Vortrages wurde 
anschaulich dargestellt, wie Ausbau-
absichten und Bedarfsabfragen unter Be-
achtung des EU-Beihilferechtes durchge-
führt wurden. Darüber hinaus gab man 
Erläuterungen zu den  Planungsschritten 
(z.B. Leerohrnetz) und den technischen 
Voraussetzungen zur Vorbereitung einer 
Ausschreibung. Alle Arbeitsschritte sind 
dokumentiert und vom Breitbandkompe-
tenzzentrum Schleswig-Holstein entspre-
chend geprüft. 
Dokumentenmanagement und Spaß da-
bei – hier sollte man doch eine gewisse 
Form des Widerspruchs verspüren. Dass 
dem nicht so sein muss, bewies Joachim 
Polzin vom Amt Bad Bramstedt-Land und 
berichtete über einen sehr pragmatischen 
Ansatz, um die Hürden zum Einsatz eines 
Dokumentenmanagementsystems in ei-
ner kleinen Verwaltung zu umschiffen. Er 
zeigte auf, dass der Einsatz auch in 
kleineren Bereichen wirtschaftlich ist und 
die erwarteten Mehrwerte auch erzielt 
werden können. 
Torsten Hansen und Susanne Hanebuth 
teilten sich einen Vortrag, der sich um das 
allgemein gehaltene Thema „Mail” dreht. 
Herr Hansen berichtete vom Projekt EGVP 
/ eSignatur, dass durch das KomFIT mit 
weiteren Beteiligten in Schleswig-Holstein 
durchgeführt wird. Dabei führte er aus, wie 
die Einrichtung eines EGVP unter Be-
teiligung von Dataport von statten geht 
und welche Vorteile sich mit diesem 
Postfach verbinden lassen: Nicht nur der 
rechtssichere Mailverkehr mit anderen 
Behörden kann realisiert werden, auch 
dem Bürger wird die Möglichkeit eröffnet, 
rechtssicher mit seiner Kommune zu kom-
munizieren. Das dies allerdings nicht 
ohne weiteres für den Bürger möglich ist, 
wurde dann aber verdeutlicht, als Herr 
Hansen auf die Einführung der elektro-
nischen Signatur in den Kommunalver-
waltungen einging. Diese wird zurzeit 
noch eine Voraussetzung sein, damit der 
Bürger EGVP nutzen und sich auch per 
Mail „ausweisen“ kann – eine einfache 
Mail über EGVP reicht diesbezüglich 
nicht. Im Rahmen des oben geschrie-
benen Projektes werden alles teilnehmen-
den Verwaltungen sowohl mit dem EGVP 
als auch jeweils drei Signatur-Kits (Lese-
geräte und Signaturkarten) ausgestattet.
Frau Hanebuth berichtet von einem 
Vorprojekt, das sich mit der Nutzung von 
De-Mail beschäftigt und bei dem Dataport 
aufgefordert worden ist, diese Lösung 
nicht nur für die Trägerländer sondern 
auch für die kommunale Familie anzu-

bieten. Frau Hanebuth machte deutlich, 
dass dies ein weiterer Kommunikations-
weg neben EGVP ist, den die Verwal-
tungen beschreiten können, jedoch ohne 
zu wissen, welchen der Kommunikations-
wege der Bürger annehmen wird. Ihre 
provokante Frage nach Doppelentwick-
lung in diesem Bereich konnte am Ende 
allerdings nicht beantwortet werden.

KomFIT-Koordinator Oliver Maas

Nahtlos anknüpfen konnte der charmante 
gebürtige Wiener und Microsoft-Mit-
arbeiter Thomas Kuklovszky an seinen 
KomFIT-Vortrag vor 2 Jahren. Berichtete er 
damals über Windows 7, so konnte er 
diesmal bereits auf Windows 8 eingehen. 
Unter dem Motto Flexible Workstyle 
skizzierte Kuklovszky den Verwaltungsar-
beitsplatz der Zukunft. Ziel ist es, mit 
einem handlichen Gerät von überall auf 
alle relevanten Daten zugreifen zu 
können. Als prädestinierte Kerntechniken 
stellte er dabei die Applikationsvirtuali-
sierung, die die zentrale Bereitstellung 
und Administration von Anwendungen 
ermöglicht, und Cloud Services vor, wo 
Daten gespeichert und abgerufen werden 
können. Microsofts Antwort auf eine 
einheitliche, ergonomische Bedienober-
fläche, die neben den klassischen 
Desktops und Notebooks für unterschied-
lichste mobile Geräte geeignet ist, lautet 
Windows 8. Die bereits von den aktuellen 
Windows Phones bekannte Oberfläche 
soll dabei eine intuitive Bedienung er-
möglichen. 
Dr. Philippe Fuchs sowie Ulrich Köpke be-
richteten von dem Versuch, einen Be-
schaffungsprozess für die Landespolizei 
auf Basis MS SharePoint im Innenminis-
terium Schleswig-Holstein zu initiieren. 
Beide veranschaulichten dabei, das alle 
Vorgänge, die bei einem solchen Be-
schaffungsvorgang berücksichtigt wer-
den müssen, über SharePoint darstellbar 
sind und der „Workflow“ somit verein-
heitlicht und schlanker gehalten werden 
kann. Dass die Umsetzung und das Ein-
binden in SharePoint kein großes Hexen-
werk sind, wurde deutlich, als Herr Köpke 
auf die Frage nach der Dauer der Um-

Susanne Hanebuth, dataport

setzung, antwortete: „Sieben bis zehn 
Tage für diesen Workflow“.
Der Begriff WLAN (Funknetzwerk) löst bei 
vielen nach wie vor ein gewisses Unbe-
hagen aus. Und dieses durchaus zu 
Recht, wenn man der Presse immer 
wieder entnehmen kann, wie schnell ein 
drahtloses Netz gehackt werden kann. 
Dass es praktikable und mit geringem 
Aufwand administrierbare Methoden zur 
Absicherung gibt, zeigten Dirk Hoffmann 
von der Firma Dokumenta und der 
KomFIT-Koordinator Oliver Maas anhand 
einer Implementation in einer schleswig-
holsteinischen Schule. Derzeit beschäf-
tigt sich auch die AG IT-Bildung, eine 
Arbeitsgruppe des Bildungsministeriums 
und der Kommunalen Landesverbände 
mit einer Anpassung der bisherigen IT-
Ausstattungsempfehlungen für den Schul-
bereich, die vom Einsatz von WLAN in 
Schulen bisher grundsätzlich abgeraten 
haben.

Dr. Thomas Biskups Vortrag zielte auf die 
Nutzung von OpenSAGA und deren Ver-
breitung ab. In der OpenSAGA-Initiative 
haben sich Unternehmen, Forschungs-
einrichtungen und Behörden zusammen-
geschlossen, um die korrekte Anwendung 
und Weiterentwicklung des SAGA-
Standards zu fördern, die Umsetzung 
SAGA-konformer Webanwendungen deut-
lich zu vereinfachen und die Bundesre-
gierung in ihren Bemühungen bei der 
Anwendung von SAGA zu unterstützen. Die 
hätte Auswirkungen auf alle Mitarbeiter in 
den Verwaltungen, da die Standrads die 
gleichen sind und nicht für jedes Pro-
gramm wieder neu „gedacht“ werden 
müsste. Herr Biskup verwies darauf, dass 
die Anfänge mit der Initiative gemacht 
worden sind, es aber noch ein längerer 
Weg sei, bis alles im Sinne dieser um-
gesetzt sei und das dies u.a. auch Enga-
gement der Verwaltungsmitarbeiter fordere.
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Dokumentenmanagement und Spaß 
dabei!
Joachim Polzin, Amt Bad Bramstedt-Land

Zu Beginn des Artikels möchte ich Ihnen 
mit auf den Weg geben, dass ich weder 
Geld von Dokumentenmanagementsys-
tem - Herstellern erhalte noch irgendwel-
che Studien zu diesem Thema anpreisen 
will. Ich berichte einfach aus dem Leben, 
ohne Hintergedanken.

Joachim Polzin

Vor einigen Jahren gab es viele fragende 
Gesichter in der öffentlichen Verwaltung, 
wenn man das Wort „Dokumentenmana-
gement“ in den Mund nahm. Dies hat sich 
deutlich geändert. Das Wort Dokumen-
tenmanagement bzw. Dokumentenma-
nagementsystem (DMS) wird heute von 
vielen Verwaltungsleitern auf die Fahne 
geschrieben. Es ist auch erheblich leich-
ter geworden, solche Projekte umzu-
setzen. Durch Techniken wie Virtualisie-
rung und Netzwerke zur Anbindung von 
Festplattenspeichern (SAN) sind die 
physikalischen Voraussetzungen für die 
Installation von DMS deutlich leichter und 
flexibler umsetzbar.
Was auch im Amt Bad Bramstedt-Land er-
kannt werden musste, ist die Tatsache, die 
Einführung eines Dokumentenmanage-
mentsystems kostet Geld! Doch gerade 
bei diesen Entscheidungen ist ein Blick in 
die Zukunft und eine Analyse der aktuellen 
Situation unerlässlich. Macht man sich 
dann einmal diese Mühe, wird sehr schnell 

erkannt, dass die Kosten im Verhältnis zu 
den Mehrwerten und einer tatsächlichen 
Ersparnis absolut unwichtig sind!

Kosten
Als wir uns erstmalig mit dem Thema 
befasst haben, standen Projektkosten für 
unsere Verwaltung (ca. 30 PC Arbeits-
plätze) in Höhe von 60.000 € - 80.000 € im 
Raum. Die tatsächlichen Projektkosten im 
Amt Bad Bramstedt-Land reduzierten sich 
dann auf ca. 12.000 € mit Serverlizenzen, 
Festplattenspeicher, Schulungen usw.. 
Die Geheimformel für diesen Unterschied 
lautet, nicht machen lassen, sondern 
selbst tätig werden! Auch wenn es die 
Systemhäuser nicht gerne lesen werden, 
hier kann man erkennen: Machen Sie Ihre 
Mitarbeiter in der IT fit, es lohnt sich!
Doch bleiben wir einfach bei den Kosten 
von 80.000 Euro, auch hier lohnt sich die 
Investition. Es gibt mittlerweile viele 
Untersuchungen zum Thema Dokumen-
tenmanagement Hier kann man wunder-
bar erkennen, wo welche Kosteneinspa-
rungen und Mehrwerte zu generieren bzw. 
zu erwarten sind. Ich möchte hier in einer 
einfachen Darstellung zeigen, wie schnell 
sich ein Dokumentenmanagementsys-
tem rechnet und sich somit die Qualität 
und der Ablauf der Arbeit auf ein neues 
Level heben lassen.

Ersparnisse
Das Amtsgebäude wurde im Jahre 2000 
neu gebaut. Die Kosten betrugen ca. 
1.600.000 €. In diesem Betrag sind 
sämtliche Baukosten sowie Kosten für 
Inventar enthalten. Es wurde eine Fläche 
von ca. 1.258 m² geschaffen, davon 
entfallen ca. 140 m² auf die Lagerung von 
Akten. Es sind also ca. 178.060 € für den 
Bau von Aktenlagerfläche ausgegeben 
worden. Sicher ist die Rechnung ver-
einfacht dargestellt. Der Gedanke da-
hinter wird aber schnell deutlich. Der 
Bedarf an Aktenlagerfläche ist bis heute 
stetig gestiegen. Zudem waren wir an 
einem Punkt angelangt, wo wir schon 
wieder auf der Suche nach neuen 
Lagermöglichkeiten waren, weil der 
vorhandene Platz verbraucht war.
Deshalb werden durch die Einführung 
eines Dokumentenmanagement Ablage-
zeiten und Suchzeiten nachweislich um 
ca. 50% reduziert. Die gesamten Per-
sonalkosten der Amtsverwaltungen be-
laufen sich auf ca. 1.091.700 € brutto bei 
19,63 Vollzeitstellen. Somit kostet 1 
Vollzeitstelle ca. 55.613 € brutto pro Jahr 
und ca. 27 € brutto die Stunde. Es gibt aus 

der Kostenrechnung einen Wert, der 
besagt, dass 1 Vollzeitkraft dem Arbeitge-
ber (abzüglich Urlaub, Feiertage, Krank-
heit, Fortbildung) im Schnitt ca. 210 Tage 
im Jahr zur Verfügung steht. Geht man nun 
davon aus, dass eine Vollzeitstelle jeden 
Tag 1 Stunde mit der Suche bzw. Ablage 
von Vorgängen bzw. Akten beschäftigt ist, 
ergibt das Kosten in Höhe von 111.302,10 
€ (210 Tage x 1 Stunde x 19,63 
Vollzeitstellen x 27 € Stundenlohn). Viel-
leicht sind es aber auch 1,5 Stunden pro 
Tag, dann wären es schon 166.953,15 €.
Hier könnte man eigentlich schon  mit der 
Betrachtung Schluss machen und erken-
nen, dass es sinnvoll ist, ein Dokumenten-
managementsystem einzuführen. Dane-
ben wären auch die Materialkosten zu 
berücksichtigen, wie zum Beispiel Papier, 
Aktenordner, Kopierer, Klarsichthüllen, 
Umlaufmappen, Hängeordner usw.. 
Schauen Sie einfach mal nach, wie viel 
Geld Ihre Verwaltung dafür ausgibt. Auch 
dort kommt man schnell auf beachtliche 
Summen!

Mehrwerte
Das Thema Suche und Ablage haben wir 
von den Kosten her beleuchtet. Das ist 
aber nur die eine Seite der Medaille. Wer 
hat schon Lust zu suchen oder Ablage zu 
machen? Die Begeisterung hält sich bei 
den meisten in Grenzen, zumindest bei 
mir! Also wird nicht nur Geld gespart, 
sondern es erleichtert dem Menschen 
auch den „lästigen“ Teil seiner Arbeit. 
Zudem wird das E-Mail Problem gelöst, 
da nur ganz wenige E-Mails auch 
tatsächlich ihren Weg in die Akte finden. 
Weiter hat jeder eine Dateiablage. Was 
passiert jedoch damit? Eine ganzheitliche 
Aktenführung findet somit in vielen Fällen 
gar nicht mehr statt. Ein Dokumenten-
management kann es schaffen, genau 
diese Dinge wieder unter einen Hut zu 
bekommen.
Die Informationen in einem Dokumenten-
managementsystem sind jederzeit für 
jeden verfügbar. Die Dokumente können 
auch gleichzeitig von mehreren Personen 
genutzt werden. Eine Akte ist erstmal aus 
dem Archiv weg, wenn Sie jemand in 
Bearbeitung hat. Ebenfalls ist es möglich 
gegenüber dem Bürger jederzeit aus-
kunftsfähig zu sein, ohne das auf einen 
Rückruf vertröstet werden muss.

Umsetzung
Am 28.02.2011 wurde in der Amtsverwal-
tung das Dokumentenmanagement-
system installiert und seit dem 30.06.2011 
arbeiten alle mit dem DMS. Lediglich die 
Installation erfolgt extern, alles andere 
haben wir selbst umgesetzt und durch-
geführt. Dies hat letztlich zu den geringen 
Projektkosten geführt. Nun ist dieser Weg 
vielleicht nicht überall möglich, doch die 
genannten Projektkosten von 60.000 € – 
80.000 €, waren das so oft genannte 
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„Rundum-Sorglos-Paket“ und auch dort 
macht sich die Investition bezahlt.
Mit Dokumentenmanagement wird die 
Verwaltung für zukünftige Herausforde-
rungen gerüstet.
Vom bloßen Reden und Konzepte er-
stellen ist jedoch noch kein Projekt 
erfolgreich geworden. Das einfache 
Errechnen von Ersparnissen ist hilfreich in 
der Argumentation, nicht aber in der 
Umsetzung. Man MUSS alle mitnehmen, 
die mit dem Dokumentenmanagement-
system arbeiten sollen. Am Willen des 
Menschen kommt man nicht vorbei, auch 
wenn das Projekt noch so wirtschaftlich 
erscheint. Aus dem Grund ist es absolut 
wichtig, von Beginn an, jeden in das Pro-
jekt einzubeziehen.
Zur Auswahl, welches Dokumentenma-

nagementsystem eingesetzt werden soll, 
kann ich nur folgenden passenden Satz 
zitieren: „Erfolg hängt nicht an dem Pro-
dukt, sondern an der Umsetzung!“.

Offene Fragen
Mit offenen Fragen meine ich einfach die 
Dinge, die immer gerne in diesem Zu-
sammenhang von Kritikern kommen. Was 
ist mit digitaler Signatur? Was ist mit 
revisionssicherer Speicherung? Was ist 
mit dem Datenschutz? Was ist mit…? 
Sicher gibt es viele Dinge, die zu beachten 
sind. Hierbei hilft es sich Paratoprinzip vor 
Augen zu führen (die Defenition habe ich 
von Wikipedia kopiert): 
Das Paretoprinzip, auch Pareto-Effekt, 80-
zu-20-Regel, besagt, dass 80 % der Er-
gebnisse in 20 % der Gesamtzeit eines 

Projekts erreicht werden. Die verbleiben-
den 20 % der Ergebnisse verursachen die 
meiste Arbeit.
Auf unseren Fall übertragen bedeutet es, 
dass wir sehr schnell die Vorteile von 
einem Dokumentenmanagementsystem 
nutzen können, ohne jede Frage beant-
wortet haben zu müssen. Es müssen nicht 
an alle Fragen beantwortet sein, um mit 
einem Projekt starten zu können.

Fazit
Unter Berücksichtigung all dieser Aspek-
te macht die Einführung eines Dokumen-
tenmanagement Sinn. Warten Sie nicht zu 
lange und fangen Sie an, denn die Vorteile 
werden Sie und Ihre Verwaltung schnell 
begeistern!

VLV-2
Vom Anliegen zur konkreten Verwaltungs-
leistung – 
Verfahrensmanagement aus einer Hand
Hans-Jürgen Lucht, Geschäftsführer des Einheitlichen Ansprechpartners Schleswig-Holstein

Der Dienstleistungs- und Servicegedanke 
in der öffentlichen Verwaltung in Schles-

wig-Holstein wurde durch den Aufbau des 
Zuständigkeitsfinders (ZuFiSH), die Um-

setzung der EG-Dienstleistungsrichtlinie 
und die Gründung des Einheitlichen 
Ansprechpartners Schleswig-Holstein 
(EA-SH) in den vergangenen Jahren 
weiter gestärkt.
Damit die moderne Verwaltung den Bür-
gerinnen und Bürgern darüber hinaus 
einen optimalen Service bieten kann, wird 
die digitale Beantragung von Verwal-
tungsleistungen künftig einen immer 
größeren Stellenwert einnehmen.
Das Projekt „Verwaltungsleistungsver-
zeichnis 2“ (VLV-2) wurde in diesem Zu-
sammenhang beim Einheitlichen An-
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sprechpartner initiiert. Neben dem EA-SH 
sind das Land Schleswig-Holstein und die 
kommunalen Landesverbände an diesem 
Vorhaben beteiligt.
Der EA-SH-Geschäftsführer, Hans-Jür-
gen Lucht, führt aus, dass der Aufbau 
einer gemeinsamen verwaltungsüber-
greifenden Datenbasis für ein einheit-
liches Verwaltungswissen und die Schaf-
fung einer elektronischen Verfahrens-
klärung als E-Government-Beitrag uner-
lässlich sei.
Unter Verwendung des landesweit zur 
Verfügung stehenden ZuFiSH wird dieses 
Anliegen im VLV-2-Projekt umgesetzt. 

Das VLV-2-Projekt stärkt die E-Govern-
ment-Strukturen im Land Schleswig-Hol- EA-SH-Geschäftsführer Hans-Jürgen Lucht

stein und führt für die Bürgerinnen und 
Bürger zu einer Optimierung des Service-
angebotes aller Verwaltungsebenen.
Gleichzeitig wird mit der visuellen Dar-
stellung von Verwaltungsabläufen das 
gemeinsame Verständnis der Verwaltun-
gen weiter erhöht.
Das Projekt VLV-2 wird dafür einen 
wichtigen Beitrag leisten.

Alle Vorgänge unter einer Oberfläche
Dieter Prenzel, Microsoft Deutschland 

Mit dem „Modernen Verwaltungsarbeits-
platz“ (MVA) verfolgt Microsoft einen An-
satz, der den Zugriff auf die Fachanwen-
dungen aus einer Oberfläche heraus 
ermöglicht. 2008 hat das Bundesland 
Hessen begonnen, den MVA flächen-
deckend auf rund 45.000 PC-Arbeits-
plätzen einzuführen. Begleitet wurde die 
Implementierung durch das Fraunhofer 
Institut, das anhand des Musterprozesses 
„Beantragung von Sonntagsarbeit“ die 
Wirtschaftlichkeit der Lösung untersucht 
hat. Die Ergebnisse: Bis zu zwei Dritteln 
weniger Bearbeitungszeit und erhebliche 
qualitative Verbesserungen bei den Vor-
gängen und der Datenkonsistenz. Die 
Ergebnisse können auch auf andere 
öffentliche Verwaltungen und Bundeslän-
der übertragen werden und somit auch 
als Grundlage für den Modernen Ver-
waltungsarbeitsplatz in den schleswig-
holsteinischen Kommunalverwaltungen 
dienen.

Komplexe Verwaltungsvorgänge erfor-
dern einen Zugriff auf unterschiedliche 
Fachverfahren. Meistens sind diese 
technisch unterschiedlich umgesetzt – 
viele Puzzlesteine, die sich nicht ver-
zahnen lassen. So lassen sich häufig 
Daten aus den jeweiligen Verfahren 
lediglich am Bildschirm darstellen, eine 
direkte Übernahme dieser Daten in eine 
andere Anwendung wird jedoch selten 
unterstützt: Die Systeme sind nicht inter-
operabel. Verpasste Fristen, mangelnde 
Übersicht und die langwierige Suche in 
den zahlreichen Programmen sind die 
Folge. Die Gründe dafür sind historisch 
bedingt: Mit dem Ausbau der IT-Infra-

strukturen durch die öffentliche Hand soll-
ten Dokumente und Akten elektronisch 
verwaltet und archiviert werden – der 
Grundstein für die Entwicklung der Fach-
verfahren. Dabei wurde versucht, Anwen-

dungen zu schaffen, die sich an den An-
forderungen der Verwaltung orientierten. 
Die Anforderungen des Anwenders blie-
ben bei der Entwicklung häufig „auf der 
Strecke“.

Den Anwender im Blick
Mit dem „Modernen Verwaltungsarbeits-
platz“ (MVA) bietet Microsoft ein Lö-
sungskonzept, das den Zugriff auf 
Fachanwendungen aus einer Oberfläche, 
in der Regel den Office-Produkten, heraus 

Die Arbeitsumgebung vieler Verwaltungsangestellten besteht aus Anwendungen, die nicht 
miteinander kommunizieren.

ermöglicht – ohne Medienbrüche, also 
„im Kontext“ des jeweiligen Tätigkeits-
schrittes. Besonderes Augenmerk der 
Entwickler lag auf der Reduzierung wie-
derkehrender Bearbeitungsschritte sowie 
der Optimierung bestehender Verwal-
tungsvorgänge. Dazu führt der MVA den 
Sachbearbeiter entlang eines vordefinier-
ten Bearbeitungswegs (Workflow) und 
bietet ihm an jedem Schritt des Vorgangs 
die Informationen und Entscheidungsop-

tionen an, die er braucht und zu denen er 
berechtigt ist. Gleichzeitig integriert er die 
Daten aus den einzelnen Fachanwen-
dungen in die aktive Arbeitsumgebung. 
Im Mittelpunkt des Konzepts steht also die 
bedienerfreundliche und effektive Nut-
zung von Anwendungen und Daten. Der 
Verwaltungsmitarbeiter nutzt Prozesse 
und Fachverfahren, die im Hintergrund in 
verschiedenen IT-Systemen abgebildet 
sind, ohne dass er am PC von Anwen-
dung zu Anwendung wechseln muss. Die 
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Zeitanteil in Prozent, die Sachbearbeiter in Fach- und Querschnittsapplikationen verbringen –  
am Beispiel der Arbeitsschutzverwaltung Hessen. (IFAS ist ein ERP-System der Info Nova AG, 
Schweiz)

Daten können dabei ganz unterschied-
liche Quellen haben: entweder kunden-
spezifische aus den Vorgangsbearbei-
tungssystemen oder dem Aktenmanage-
ment oder vorgangsspezifische aus 
einem DOMEA konformen Dokumenten-
management oder aus einer Microsoft 
Office SharePoint Bibliothek. 
Integriert werden die Fachanwendungen 
durch offene Standards. Sie bilden den 
gemeinsamen Nenner, auf den die 
heterogenen Systeme kommunizieren 
und dadurch Dokumente und Daten 
austauschen können. Die technologische 
Plattform, auf welcher der MVA basiert, 
nutzt diese Standard und ist interoperabel 
mit gängigen und zertifizierten Schnitt-
stellen, wie dem Standardentwurf CMIS, 
Content Management Integration Servi-
ces, für DMS-Systeme oder den ISO-
Standard Office OpenXML. Dadurch 
lassen sich bereits im Einsatz befindliche 
Softwarelösungen verzahnen und beste-
hende Infrastrukturen weiter nutzen. Die 
Integrationsroutinen der Software sind 
dabei so „intelligent“, dass sie Migra-
tionen oder Neuinstallationen erkennen 
und automatisch einbinden. Der Client auf 
dem Desktop des Sachbearbeiters muss 
nur einmal zu Beginn eingerichtet werden. 
Denn Technologiepartner entwickeln auf 
den Schnittstellen eigene Spezialanwen-
dungen und so die Lösung stetig weiter. 
Aktuell stellte Bremen Online Services 
beispielsweise ein Add-In für das Elek-
tronische Gerichts- und Verwaltungspost-
fach vor. Dadurch wird rechtssichere 
Kommunikation nach dem OSCI-Stan-
dard (Online Services Computer Inter-
face) direkt aus den Office-Programmen 
des MVA möglich. Der Umweg über eine 

zweite Applikation entfällt komplett. 

Mehr Vorgänge in weniger Zeit
Der MVA wird derzeit flächendeckend auf 
allen 45.000 PC-Arbeitsplätzen des 
Bundeslandes Hessen eingeführt. Um die 
Wirtschaftlichkeit der Lösung zu messen 
und zu überprüfen, hat Microsoft ge-
meinsam mit den Frauenhofer Instituten 
für Arbeitswirtschaft & Organisation (IAO) 
und für Offene Kommunikationssysteme 
(FOKUS) seinen Effekt auf die Arbeits-
abläufe anhand des Musterprozesses 
„Beantragung von Sonntagsarbeit“ in 
Teilen der Landesverwaltung untersucht. 
Die Studie zeigt deutliche quantitative und 
vor allem auch qualitative Verbesserun-
gen bei der Vorgangsbearbeitung. Die 
Netto-Bearbeitungszeit bei der Bean-

Die Informationen aus den Fachverfahren werden gebündelt in die Arbeitsumgebung integriert.

tragung konnte um rund zwei Drittel ver-
ringert werden. Die Sachbearbeiter, die 
mittels des MVAs gebündelt auf die 
Vorgangsdaten unterschiedlicher Abtei-
lungen zugreifen konnten, entschieden 
schneller und informierter über die Be-
scheide. Die Bearbeitungsschritte konn-
ten von elf auf neun reduziert werden – Die 
verbleibenden wurden zudem erheblich 
beschleunigt. Die Studie ergab auch 
einen deutlich reduzierten Aufwand für 
das beantragende Unternehmen: Der 
automatische Abgleich der Daten und die 
Fallunterstützung durch die im MVA 
integrierten Workflows sicherten die Qua-
lität der auf Kundenseite eingebrachten 
Informationen. Fehlende oder fehlerhafte 
Dokumente und Anträge konnten die 
Sachbearbeiter sofort erkennen und 
gegebenenfalls nachfordern. Im Ergebnis 
wurden die Anträge schneller bearbeitet.
Die Workflows sorgen dafür, dass sich die 
Datenkonsistenz in allen angeschlos-
senen Anwendungen verbessert. Einga-
behilfen, Vollständigkeitskontrollen und 
automatische Bearbeitungszuweisungen 
reduzieren die Fehlerwahrscheinlichkeit 
bei der Dateneingabe drastisch. Eine 
automatische Prüfung mehrfacher Daten-
einträge vermindert Dopplungen und 
steigert die Qualität der Informationen. 
Davon profitieren auch alle nachgela-
gerten Vorgänge oder andere, mit dem 
Vorgang ebenfalls befasste Behörden. 
Viele bisher doppelt nötige Datenein-
gaben in den einzelnen Fachanwen-
dungen werden automatisch übernom-
men und damit obsolet. Für die Sach-
bearbeiter bedeutet das eine Entlastung 
von wenig wertschöpfender organisato-
rischer Arbeit und lässt ihnen mehr Zeit für 
die Bearbeitung der Vorgänge selbst.
Die Untersuchung kommt anhand dieser 
Ergebnisse zu vier konkreten Schlussfol-
gerungen:
1. Ein Verwaltungsarbeitsplatz sollte die 

verschiedenen Dienste unter einer 
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Bearbeitung eines Antrags auf Sonntagsarbeit im MVA.

Oberfläche vereinen und den Anwen-
der bei der Ausführung der Prozesse 
weitgehend unterstützen. 

2. Für einen schnellen und erfolgreichen 
Einstieg der Sachbearbeiter in eine 
neue Technologie muss sich diese an 
bekannten Arbeitsmustern orientieren. 
Nur so werden sie die neuen IT-Lö-
sungen akzeptieren. Wichtig ist auch, 
dass die Interaktion zwischen den Mit-
arbeitern weiterhin möglich ist. 

3. Interoperabilität spielt eine zentrale 
Rolle. Sie ist Grundlage für die Inte-
gration einer modernen Arbeitsum-
gebung und bestehender IT-Systeme, 
Arbeitsprozesse und Fachverfahren. 
Das gilt auch für die Organisation: Hier 
ist Verzahnung der Prozesse ebenso 

wichtig wie die Vernetzung der IT-
Lösungen. 

4. Um eine Investitionssicherheit zu 
garantieren, sollte sich ein Verwal-
tungsarbeitsplatz an einer universellen 
Referenzarchitektur ausrichten. Inter-
operabilität der Systeme ist auch hier 
ein wichtiges Kriterium bei der Ent-
scheidung für die Architektur. Nur so 
lassen sich traditionelle Fachverfahren 
möglichst nahtlos in die Arbeitsum-
gebung integrieren.

Die nächste Stufe
Derzeit arbeiten Microsoft und seine 
Partner an der nächsten Entwicklungs-
stufe. Dank einer Offline-Funktionalität 
können Verwaltungsmitarbeiter dann 

auch mobil auf ihren Laptops arbeiten. 
Die eingegebenen Daten synchronisiert 
der MVA mit den relevanten Fachanwen-
dungen, sobald er mit dem Netzwerk 
verbunden ist. Dazu wurde ein neuer 
Musterprozess, die „Baustellenunfall-
untersuchung“, aufgesetzt. Nach der 
Unfallaufnahme vor Ort durch den Ar-
beitsschutz werden automatisch alle 
Vorgangs- oder Prozessbeteiligten infor-
miert und involviert. Das Szenario demon-
striert die Leistungsfähigkeit des Konzep-
ts auch für unstrukturierte Prozesse. Und 
Nordrhein-Westfalen hat einen IT-Demon-
strator eingesetzt, der die Leistungsfähig-
keit des MVAs für die Verwaltung des 
bevölkerungsreichsten Bundeslandes 
zeigen soll.

Sichere Integration von WLAN-
Strukturen in Schulen

1Dirk Hoffmann, DOKUMENTA AG

Die Arbeit mit neuen Technologien an den 
Schulen gehört heute zum Alltag. 
Szenarien, die noch vor wenigen Jahren 
utopisch klangen, sind heute an der 
Tagesordnung. Dabei gibt es differente 

Betrachtungsweisen wer, was, wofür und 
vor allem wo für seine Arbeit benötigt. 
Computer werden inzwischen nicht nur im 
Informatik-Unterricht eingesetzt. In vielen 
Fächern sind sie ein ständiges Arbeits-

1 Kontakt: DOKUMENTA AG Email 
dirk.hoffmann@DOKUMENTA.de, LANCOM 
Systems GmbH, Email: education@lancom.de 

mittel zur Gestaltung und Informations-
verarbeitung. 
Betrachten wir die technologische Ent-
wicklung im privaten Bereich unserer 
Schüler, Lehrer und Verwaltungsange-
stellten stellt sich die Frage, warum wir 
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das Interesse, das augenscheinlich an 
der Nutzung von Smartphones, Ta-
bletPC`s Clouds besteht, nicht auf unsere 
Bildung adaptieren und diese für die 
nachfolgende Generation attraktiver ge-
stalten? Ein weiterer Aspekt ist die Not-
wendigkeit, den Umgang sowohl mit 
neuer Technik als auch neuen Medien zu 
schulen und für Gefahren zu sensibili-
sieren. 
Der Unterricht in den Schulen wird zu-
nehmend zur Arbeit an einem "Computer-
Arbeitsplatz". Von dieser Entwicklung sind 
alle Schulformen und Jahrgänge und 
somit auch unterschiedliche Entwick-
lungsstufen von Kindern und Jugend-
lichen betroffen, was eine differenzierte 
Betrachtung erforderlich macht. Lehrer 
bereiten ihre Unterrichtsmaterialien am 
Notebook vor. Ihr Arbeitsplatz ist mobil 
einsetzbar - im Lehrerzimmer, in der 
Freistunde, im Klassenzimmer. Das 
macht sie effizienter und schafft mehr 
Raum für die tatsächliche Arbeit mit dem 
Schüler.
Die althergebrachte Tafel tritt immer öfter 
für interaktiv nutzbare Smartboards zur 
Seite. Selbst im Unterricht wird online 
gearbeitet, recherchiert, Audiodateien 
und Bildmaterial abgerufen. Befragungen 
von Schülern haben ergeben, dass diese 
den so gestalteten Unterricht attraktiver 
und spannender empfinden. Das Lernver-
halten entwickelt sich entsprechend 
positiv.
Schüler erledigen ihre Hausaufgaben am 

heimischen PC, erstellen Präsentationen 
und Referate zu Hause am Tablet-PC, 
recherchieren nebenbei im Internet und 
laden die Dokumente anschließend auf 
den Schulserver hoch. Nicht selten 
schaffen ganze Klassenverbände kosten-
intensive Hardware an, die für die Lern-
arbeit genutzt werden soll, dann aber 
nicht durchgängig eingesetzt werden 
kann.

Wie müssen wir unsere Schulen für 
diese Entwicklung ausrüsten und 
sicher machen?
Die DOKUMENTA AG mit Sitz in Hamburg 
Langenhorn als Partner des Kommunalen 
Forums für Informationstechnik der Kom-
munalen Landesverbände in Schleswig-
Holstein hat sich intensiv mit diesen Fra-
gestellungen auseinander gesetzt.
„Wir sehen es als wichtige Aufgabe, 
Schulen bei der Kombination von Tech-
nologie und Entsprechung gesetzlicher 
Anforderungen an die Internetnutzung 
sowie Netzwerknutzung kompetent zu 
unterstützen und somit den Weg für 
interaktive Unterrichtsgestaltung im Sinne 
der Schüler zu ebnen“, erklärt Dirk 
Hoffmann,  Projektmanager  der 
DOKUMENTA AG, und ergänzt: „Dabei 
greifen wir auf die Erfahrung aus über 40 
Jahren IT-Service unseres Hauses in 
unterschiedlichsten Branchen und bei 
namhaften, weltweit tätigen Unternehmen 
zurück.“
DOKUMENTA AG bietet speziell Schulen 

und Bildungsträgern Konzepte und 
Lösungen für durchgängige IT Sicherheit. 
Denn diese wird in den Schulen heute 
vielfach nicht konsequent umgesetzt. 

Welche Ausgangssituation haben wir
heute an den Schulen?
Es gibt zwar Firewalls und Content Filter, 
die den Zugriff auf das Internet reglemen-
tieren, aber die physische oder logische 
Trennung der Schüler- und Lehrer-Netze 
erfolgt in der Regel nicht. Hier sind oftmals 
auf einem physischen Switch beide Netz-
bereiche zusammengeführt. Eine VLAN 
(Virtual LAN) Struktur, die die Netzbe-
reiche logisch voneinander trennen wür-
de, gibt es auf den Switchen nicht. Diese 
virtuelle Trennung gibt es in den WLAN 
Strukturen dann natürlich auch nicht, da 
hier oftmals einfache „Elektronik-Markt“ 
WLAN Router als Access Points für eine 
WLAN Infrastruktur herhalten müssen. 
Diese Geräte unterstützen solche notwen-
digen Funktionen nicht.

Welche Lösung ist sinnvoll?
In einer Wireless LAN-Infrastruktur ist es 
heute möglich, mehrere virtuelle WLAN-
Netze parallel zu betreiben. Diese so-
genannte „Multi-SSID“-Funktionalität er-
möglicht es, das Lehrer- und das Schüler-
Netz sowie auch weitere Netzbereiche, 
zum Beispiel für die Verwaltung, vollkom-
men getrennt voneinander zu betreiben. 
Diese Netzwerk Virtualisierung trennt die 
IP-Kreise logisch voneinander, eine Kom-
munikation untereinander kann vollstän-
dig unterbunden werden. Dieses Fortfüh-
ren der VLAN-Infrastruktur auf den 
Switchen in die WLAN Umgebung macht 
es möglich, dass Schüler und Lehrer über 
den gleichen Access Point im Klassen-
raum oder in der Bibliothek in separaten, 
gesicherten Netzen arbeiten können. Die 
Schüler können in ihrem Netzbereich, 
egal ob mit ihrem eigenen Notebook über 

Beispielintegration mit LANCOM Technologie

WLAN, oder über CAT5 Kabel am PC, 
über einen Proxy (Content Filter),  ge-
sichert im Internet recherchieren.
Die Lehrer teilen in ihrem separaten Netz 
ihre Daten mit anderen Lehrern auf einem 
Server und recherchieren über eine 
„normale“ Firewall im Internet, auf der 
keine Jugendschutz-Einstellungen den 
Zugriff zum „World Wide Web“ ein-
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schränken. Die Schulleitung und das 
Sekretariat können in ihrem Verwaltungs-
netz ihre Daten mit der Schulbehörde, den 
Ämtern oder dem Kultusministerium aus-
tauschen. In Konferenzzimmern bei Be-
sprechungen kann der Schulleiter mit 
dem Notebook weiterhin über WLAN auf 
alle Ressourcen zugreifen.
Teilnehmende Lehrer sind in der Lage, 
sich auch hier über den gleichen Access 
Point in ihrem Lehrer-Netz zu bewegen.
Der Zugriff aus einem Netzbereich in ein 
anderes virtuelles Wireless LAN oder 
auch physisches LAN ist, falls erforder-
lich, nur über eine Firewall möglich. Die 
Freischaltung benötigter Dienste kann 
hier speziell für bestimmte Anwendungen 
ermöglicht werden. Hierüber ist ein 
Höchstmaß an Sicherheit zu erreichen.
Die im Schaubild verwendeten Geräte des 
Hardwarespezialisten LANCOM Systems 
GmbH sind auf die kostensparende 
Erweiterung vorhandener Netzwerkstruk-
turen ausgerichtet.
Die Konfiguration der Komponenten wird 
vor der Installation in der Schule bei der 
DOKUMENTA AG vorbereitet und ge-
testet. Anschließend wird diese an die 
Hardware-Installation vorort  im Detail 
angepasst (SSID-Bezeichnung, Pass-
worte). Dies ist unkompliziert und einfach 
umsetzbar, da die einzelnen Access 
Points keinem konkreten Standort, also 
Raum oder Flur, zugewiesen werden, 
sondern alle einheitlich im sogenannten 
„Managed Mode“ arbeiten. D.h. sie 
beziehen erst beim Einschalten über das 
Netzwerkkabel ihre Konfiguration von 
dem WLAN Controller. Die Konfiguration 
sieht vor, dass jeder neu angeschlossene 
AccessPoint automatisch die eingerich-
tete Default-Konfiguration erhält und 
somit im Schulbetrieb problemlos einge-
bunden werden kann. Die benötigten 
Indoor-Antennen gleichen optisch den 

herkömmlichen Brandmeldern und sind 
somit unauffällig installierbar.

Entstehen Beeinträchtigungen durch
elektromagnetische Strahlung?
Bei der Verwendung von Funktechnolo-
gien entstehen bei Anwendern häufig 
Bedenken in Bezug auf die Beeinträch-
tigung des Menschen durch elektromag-
netische Wellen.
Für WLAN Geräte gelten die gleichen 
Vorschriften bezüglich gesundheitlicher 
Beeinträchtigungen wie für alle anderen 
Funkanwendungen auch.
Dieser Grenzwert beträgt für WLAN 10 
W/m² bei 2,4 GHz. Laut Studien des vom 
Bundesamt für Strahlenschutz initiierten 
Mobilfunk Forschungsprogramms reicht 
die gemessene Strahlenbelastung durch 
WLAN von kaum messbaren Werten unter 
0,1 ì W/m² bis zu 0,2 W/m².
Im Gegensatz dazu senden Mobiltelefone 
unmittelbar nach dem Einschalten und 
danach regelmäßig ca. alle 30 Minuten für 
wenige Sekunden ca. 0,5 W. Während 
eines Telefonats ist die Sendeleistung 
dagegen erheblich höher, d.h. bis zu 2 W. 
In unserer heutigen Gesellschaft lässt es 
sich nahezu nicht vermeiden, mit elektro-
magnetischen Wellen konfrontiert zu 
werden. Es sei denn wir halten uns von 
Fernsehern, Telefonen und sonstigen 
elektrischen Geräten fern, denn auch 
diese geben Strahlungen ab. 
Der Anteil von WLAN Geräten an der 
Gesamtstrahlung liegt bei 10 %.
Die eingesetzte Hardware finden Sie 
ebenfalls in diversen Healthcare-Installa-
tionen, sprich in Kliniken, in denen be-
sondere Anforderungen an elektromag-
netische Strahlung und IT-Sicherheit 
gestellt werden, um den Patienten einen 
störungsfreien Heilungsprozess zu er-
möglichen und trotzdem sowohl das 
Serviceangebot für Patienten durch 

WLAN-Nutzung als auch die klinik-
spezifischen Prozesse wie handheld-
gestützte Visite oder ähnliches zu ver-
schlanken und komfortabler zu gestalten.

Von der Theorie zur Praxis
Beispielhaft für die beschriebene Lösung 
ist die WLAN-Installation in einer Re-
ferenzschule in Bönningstedt. Hier wurde 
mittels der beschriebenen Technologie 
ein sicheres WLAN Netzwerk integriert, 
welches allen Anforderungen entspricht 
und in dem Schüler und Lehrer nun 
gemeinsam drahtlos arbeiten können. 
Als besondere Anforderung sollte dort die 
Möglichkeit bestehen, das WLAN außer-
halb der Unterrichtszeiten automatisch 
aus- und bei Bedarf  jederzeit wieder 
manuell einzuschalten. Diese Herausfor-
derung konnte mit Hilfe des Netzwerk-
herstellers LANCOM erfolgreich umge-
setzt werden. Scriptgesteuert kann vom 
Server über den Scheduler das WLAN vor 
Unterrichtsbeginn ein-, und nach dem 
Unterrichtsende wieder ausgeschaltet 
werden.
Endgeräte (PCs, Notebooks, Tablet-PCs) 
können ohne aufwändige, strukturierte 
Verkabelung nahezu überall genutzt 
werden. Die Lehrer können auf gemein-
same Ressourcen auf den Fileservern 
jederzeit zugreifen und  Dateien (Filme, 
Dokumente, Unterlagen…) mit anderen 
Lehrern sharen(teilen). Der E-Mail Em-
pfang und die Synchronisation des Kalen-
ders (Exchange ActiveSync) über das 
Smartphone ist jederzeit, unabhängig 
vom Aufenthaltsort, möglich. 
Die Sicherheit im Schüler-Netz wird über 
den Proxy des IQSH gewährleistet. Dieser 
Content-Filter blockiert unerlaubte Inter-
net-Seiten und scannt diese auf schad-
haften Inhalt (Malware). Eine Detailbe-
schreibung des Projektes stellen wir Ihnen 
gern auf Anfrage zur Verfügung.

Projekt „Beschaffungs-Workflow“: 
Ein Prototyp des Innenministeriums auf 
Basis von Microsoft SharePoint
Dr. Carsten Witt, Leiter Geschäftsbereich Public Sector, INFO Gesellschaft für 
Informationssysteme AG, Hamburg

1. Einleitung
Das Referat IV 12 des Innenministeriums 
des Landes Schleswig-Holstein ist ver-
antwortlich für das IT-Managements des 
Ressorts. Eine besondere Aufgabe des 
Referats besteht in der Suche nach 

geeigneten IT-Anwendungen und –Pro-
dukten und benötigt auf Grund dieser 
Komplexität IT-Verfahren, die diese 
Geschäftsprozesse wirkungsvoll unter-
stützen können.
Bereits im Jahr 2010 gelangte das 

Produkt Microsoft SharePoint 2010 in den 
engeren Fokus. Um nachzuweisen, dass 
es mit diesem Produkt möglich sei, 
Abläufe in effizienter Weise zu „elektro-
nifizieren“. Um den Einsatz und die Hand-
habung sowie die hausinterne Wartung 
einer auf SharePoint basierten Software-
lösung zu testen wurde das Projekt 
„Beschaffungs-Workflow“ gestartet.
Inhalt des Projektes war die prototypische 
Überführung eines weitgehend manuel-
len Geschäftsprozesses aus dem Kontext 
der Beschaffung in einen elektronischen 
Workflow.

2. Projektvorgehen
Die Umsetzung von Geschäftsprozessen 
mit Microsoft SharePoint folgte einem 
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transparenten und nachvollziehbaren 
Ablauf: Zunächst wurden die betreffen-
den Geschäftsprozesse unter Berück-
sichtigung möglicher Optimierungen neu 
gestaltet. Diese Aufgabe übernahmen die 
Experten des Referats. Die Dokumen-
tation der neuen Abläufe erfolgte dabei 
mit dem Microsoft-Produkt VISIO. Die 
folgende Abbildung zeigt einen Aus-
schnitt aus einem solchen Modell.
Der Vorteil des Einsatzes von VISIO hatte 
den Vorteil, dass die Modelle verwendet 
werden konnten, um die elektronischen 
Workflows im SharePoint-Server quasi 
„auf Knopfdruck“ umzusetzen. Die Ge-
staltung von elektronischen Formularen 
sowie die Umsetzung des Organisations- 
und Berechtigungskonzepts passten die 
Workflows schließlich an die konkreten 

organisatorischen Anforderungen an. 
Durch das so genannte „Deployment“ 
wurde der elektronische Workflow 
schließlich den Anwendern produktiv zur 
Verfügung gestellt.
Die nachstehende Abbildung zeigt das 
Vorgehen sowie die eingesetzten Soft-
wareprodukte im Überblick:

3. Nutzen
Durch das Vorgehen sowie das Ergebnis 
wurde der potenzielle Nutzen eines 
flächendeckenden Einsatzes entspre-
chender Lösungen schnell deutlich: 
• Extrem kurze Realisierungszeiten 

sowie geringer Realisierungsaufwand
• Reduzierung von Schwellenängsten 

bei den Anwender durch Einsatz be-
kannter (Microsoft-) Technologien

• Beherrschbarkeit von technischer Lö-
sung und Implementierungsvorgehen

• Einfache Umsetzung kontinuierlicher 
Verbesserungsprozesse mit dem inte-
grierten Prozess-Controlling

• Klare Zuständigkeiten über Rollen- und 
Berechtigungskonzept

• Transparente Abläufe für alle Beteiligte
• Kosten einsparen durch

• Reduzierung der Bearbeitungszeiten
• Minimierung der Kosten z.B. für Ver-

brauchsmaterial
• Unterstützung bei der Einhaltung recht- 

licher Regelungen (z. B. Vergaberecht) 
• Unterstützung bei der Erstellung er-

orderlicher Dokumentationen (z. B. 
Vergabevermerke)

Vorgehen im Projekt

Innenministerium Schleswig-Holstein
Prototyp-Beschaffungsprozess

Ausschnitt aus dem Beschaffungs-Workflow
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Der Landesverband der Volkshoch-
schulen Schleswig-Holsteins hat im 
Herbst 2009 sein Projekt „VHS 2020“ zur 
beteiligungsorientierten Strategie- und 
Strukturentwicklung der schleswig-hol-
steinischen Volkshochschulen und ihres 
Landesverbandes ins Leben gerufen. Ziel 
des Projektes ist es, die flächendeckende 
Struktur der Volkshochschulen besonders 
in den ländlichen Bereichen zu erhalten 
und dafür zu sorgen, dass die Volkshoch-
schulen darüber hinaus in Struktur und 
Arbeitsweise den Anforderungen des 21. 
Jahrhunderts gewachsen sind. Die Volks-
hochschulen sind im Land gut aufgestellt, 
und aus dieser Stärke heraus wollen sie 
aktiv mitgestalten. Probleme wie der de-
mographische Wandel, der weitere Rück-
gang öffentlicher Gelder und die stärkere 
Konkurrenz durch andere Träger der 
Weiterbildung gehen auch an Volkshoch-
schulen nicht spurlos vorüber. Gerade die 
aktuelle Spardebatte in Schleswig-Hol-
stein beweist, dass sich die Rahmenbe-
dingungen in der Erwachsenenbildung 
massiv verändern werden. Unter diesen 
Bedingungen kann sich nur derjenige am 
Markt behaupten, der in der Lage ist, auf 
Veränderung schnell und flexibel zu 
reagieren. Diesen Anforderungen will das 
Projekt VHS 2020 Rechnung tragen und 
die Volkshochschulen fit für die Zukunft 
machen. Dabei sollen Synergieeffekte 
genutzt werden, die bisher „brach“ lagen.
Der avisierte Zeitraum orientiert sich zum 
einen an den Planungen zur Haushalts-
konsolidierung des Landes, zu anderen 
aber auch an den geplanten Strukturent-
wicklungen. So finden sich gute Parallelen 
zu den Vorgaben des Landesentwick-
lungsplanes. Dort heißt es: „Die kulturelle 
Infrastruktur mit Bibliotheken, Volkshoch-
schulen, kommunalen Kulturzentren,  Mu-
sikschulen, Theatern, Museen und Archi-
ven soll bedarfsgerecht und bürger-
orientiert erhalten und weiterentwickelt 
werden.“ Die Standorte der kulturellen 
Infrastruktur sollen sich, so der LEP, am 
zentralörtlichen System orientieren (LEP 
4.7/3G). Zudem wünscht man sich, das 
„kulturelle Angebot soll demographi-
schen Veränderungen Rechnung tragen. 
Auch bei veränderten Nutzerzahlen gilt 
es, weiterhin möglichst wohnortnah kultu-
relle Angebote für alle Generationen und 
Menschen jeder Herkunft zu verankern.“ 
(4.7/5G) Genau hierin liegt auch die 
Herausforderung des Projektes: Ziel ist 

VHS 2020 – Schleswig-Holsteins Volks-
hochschulen entwickeln sich zukunfts-
orientiert
Dr. Martin Lätzel, Verbandsdirektor des Landesverbandes der Volkshochschulen 
Schleswig-Holsteins e.V.

es, Volkshochschulen im ganzen Land flä-
chendeckend zu erhalten und weiterzu-
entwickeln, so dass allen Bürgerinnen 
und Bürgern ein wohnortnahes öffent-
liches Weiterbildungsangebot zur Verfü-
gung steht. 
Zur Durchführung des Projektes wurde als 
externer Akteur die Kieler Unternehmens-
beratung schiff gmbh unter der Leitung 
von Prof. Dr. Klaus Potthoff und Margitta 
Matthies dazugewonnen. Es ging nicht 
um einen Prozess der Veränderungen von 
„oben“. Von Anfang an wurde betei-
ligungsorientiert gearbeitet. Die schiff-
gmbh konnte bereits vielfältige Erfah-
rungen in regionalen Entwicklungspro-
zessen sammeln und wurde damit be-
auftragt, die Veränderungsprozesse von 
außen zu moderieren. Das Projekt wurde 
in allen Gremien des Landesverbandes 
ausführlich vorgestellt.
Als erste Maßnahme wurden im Rahmen 
des Projektes rund 20 Personen aus dem 
Umfeld von Volkshochschulen ausführ-
lich in Interviews befragt: Leiter/innen, 
pädagogische Mitarbeiter/innen und 
Bürgermeister aus den zuständigen 
Kommunen. Themenblöcke waren unter 
anderem das Selbstverständnis der VHS, 
Struktur und Organisation, Kommuni-
kation und Kooperation, die Programm-
gestaltung und die Visionen für die Zu-
kunft der Volkshochschulen.
Parallel wurde online eine standardisierte 
Befragung geschaltet, um möglichst viele  
in die Prozesse einzubinden. Es wurden 

350 Personen eingeladen, an der Be-
fragung teilzunehmen, der Einladung 
gefolgt sind rund 230, ein hoher Rücklauf, 
der gleichzeitig das breite Interesse aller 
Beteiligten am Thema dokumentiert. 
Inhaltlich wurden die gleichen Themen 
abgefragt wie in den Interviews. Die Er-
gebnisse aus beiden Runden wurden 
ausgewertet und die Materialien aufbe-
reitet.

Die zentralen Ergebnisse waren: 
• Die engere Kooperation der Volks-

hochschulen wird dringend ge-
wünscht; insbesondere um Ressour-
cen zu schonen und Synergien zu 
erzeugen.

• Die Vernetzung der Einrichtungen soll 
durch eine stärkere Vernetzung der 
Software unterstützt werden.

• Außerdem braucht es eine gemein-
same Marketingstrategie.

• Den Landesverband sieht man in der 
Rolle des Organisationsentwicklers 
und Moderators des Prozesses.

Für den April 2010 wurden dann alle Inte-
ressierten eingeladen, auf einem zwei-
tägigen Workshop in Plön aus den Er-
gebnissen der Befragungen Handlungs-
optionen abzuleiten. Aufgabe war es, 
Antworten auf die Frage zu finden, durch 
welche Veränderungen die Volkshoch-
schulen den Anforderungen der Zukunft 
gerecht werden können.
Fazit des Workshops, der bei allen Teil-
nehmenden auf positive Resonanz stieß, 
war, dass sich erstens die VHS-Land-
schaft im Jahre 2020 stark verändert 
haben wird. Zweitens sind die Beteiligten 
darin übereingekommen, dass sich die 
Volkshochschulen wieder verstärkt der 
Programmplanung widmen und in Ver-
waltungsaufgaben entlastet werden 
müssen. Und drittens war man sich einig, 
dass das Image der VHS verbessert wer-
den müsse. Die Ergebnisse der Umfrage 
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wurden damit bestätigt und sollten 
operationalisiert werden.
Aus den Visionen, wie die VHS-Land-
schaft im Jahre 2020 aussehen könnte, 
entstand die Idee, „units“ zu entwickeln. In 
Verflechtungsräumen oder Kreisen sollen 
einzelne Volkshochschulen den kleineren 
Einrichtungen einen Großteil der Verwal-
tungsaufgaben abnehmen, sowie techni-
schen Support u.ä. leisten. Diese Idee 
entspricht in etwa dem zentralörtlichen 
System des LEP, nur eben mit einem be-
sonderen Fokus auf bisher schon be-
stehende Kooperationen und mit dem 
Willen, künftige Kooperationen beteili-
gungsorientiert zu entwickeln.

Aus dieser Idee wurde das Modellprojekt 
„Kieler Umland Volkshochschule“ ent-
wickelt. Eine Arbeitsgruppe ist gebildet 
worden, deren Aufgabe es ist, die 
Möglichkeiten einer engeren Zusammen-
arbeit zwischen den Volkshochschulen im 
Kieler Raum über die Kreisgrenzen hin-
weg auszuloten. Ein gemeinsames Pro-

grammheft, eine gemeinsame Telefon-
nummer und Internetauftritt wären Maß-
nahmen, von denen sowohl die Kunden 
als auch die Volkshochschulen profitieren 
könnten. Bei einem ersten Treffen der 
Arbeitsgruppe wurde bereits vom Leiter 
der Volkshochschule Böblingen-Sindel-
fingen; Dr. Christian Fiebig, der eine ähn-
liche Zusammenführung aus 13 Volks-
hochschulen durchgeführt hat, über Bei-
spiele aus der Praxis referiert. Ein 
Ergebnis ist die Gründung der Förde VHS 
2011, eine Kooperation der Volkshoch-
schulen Kiel, Altenholz und Kronshagen.
Damit das Image der Volkshochschulen 
sich nachhaltig verbessert, wurde eine 
zweite Arbeitsgruppe gegründet, die sich 
der Organisation eines landesweiten 
VHS-Tages am 12. November im Kieler 
Landtag widmet. Kooperationspartner 
werden der Bildungsausschuss und die 
Landeszentrale für politische Bildung 
sein.
Parallel zu diesen Entwicklungen hat der 
Landesverband der Volkshochschulen 

eine Kooperationsvereinbarung mit dem 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 
und ländliche Räume des Landes 
Schleswig-Holstein geschlossen. Die 
Volkshochschulen sind jetzt Partner im 
Projekt „Markttreff“, um die Bedeutung 
von Bildung im ländlichen Raum zu be-
tonen.
Die bisherige Entwicklung zeigt, dass sich 
spannende Veränderungen abzeichnen, 
die allen Teilnehmern eine Menge 
abverlangen. Der prozesshafte Verlauf 
des Projektes beweist uns, dass jede 
Veränderung ihre Zeit braucht. Trotzdem 
ist allen klar, dass sie notwendig und 
richtig sind – im Sinne der Bürgerinnen 
und Bürger unseres Landes und in dem 
Willen, ihnen auch weiterhin gute kom-
munale Angebote der Weiterbildung in 
erreichbarer Nähe bieten zu können. 

Die Projektbroschüre ist abrufbar unter:
http://www.vhs-sh.de/fileadmin/docs/
Downloads/Newsletter/VHS_2020_web.
pdf

1. Der neue Personalausweis  – ein
Erfolgsmodell?
Der nPA ist da. Ob dessen elektronischer 
Identitätsnachweis im Alltag angenom-
men wird, muss sich noch zeigen. Die 
Perspektiven sind vielversprechend, der 
Aufwand, insbesondere für potenzielle 
Empfänger des Nachweises, ist aller-
dings beträchtlich. Das Verfahren der PIN-
Vergabe durch die Meldebehörden ist 
noch nicht ausreichend abgesichert.
Den neuen Personalausweis (nPA) kann 
man als Quantensprung bezeichnen. 
Neben anderen Neuerungen wird erst-
malig die Möglichkeit geschaffen, sich 
gegenüber privaten wie öffentlichen Stel-
len über das Internet online auszuweisen. 
Auf dem Ausweischip kann die qualifi-
zierte digitale Signatur des Ausweisin-
habers gespeichert werden. Selbst der 
Erwerb dieser Signatur ist durch die eID 
jetzt online möglich. Echte technische 
Sicherheitslücken haben sich beim elek-
tronischen Identitätsnachweis (eID) – bis 
heute – nicht aufgetan. Allerdings setzt 
dessen sichere Nutzung eine gewisse 
Kenntnis der zugrunde liegenden Archi-
tektur sowie der notwendigen techni-
schen Rahmenbedingungen voraus. So 
empfiehlt sich die Verwendung eines 

Datenschutz in der Kommunalverwaltung
Auszug aus dem 33. Tätigkeitsbericht des Unabhängigen Landeszentrums für 
Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) vom 28. Februar 2011 

Zusammengestellt von Ute Bebensee-Biederer, SHGT

Chipkartenlesers mit eigener Zifferntasta-
tur. Wer sich nicht genügend mit der 
Datensicherheit auskennt und die eID 
nicht dringend benötigt, sollte die eID 
besser deaktivieren lassen.
Ein Sicherheitsrisiko bei der eID sehen wir 
in der Möglichkeit, die Daten im Aus-
weischip über die Meldebehörde zu ver-
ändern, ohne dass ein Nachweis über die 
Änderung erfolgt. In der Papierversion 
muss jede Änderung von der Melde-
behörde gesiegelt werden. Sie haftet so 
für die Richtigkeit der Änderung. Eine 
vergleichbare Dokumentation ist bisher in 
der elektronischen Form nicht vorgese-
hen, obwohl hier zusätzliche hochsen-
sible Daten, insbesondere die PIN für die 
Freischaltung der eID, verändert werden 
können.

Im Alltag kommt es immer wieder vor, 
dass gültige Personalausweise bei örtlich 
unzuständigen Personalausweisbehör-
den abgegeben werden, sei es, dass sie 
verloren gegangen bzw. gestohlen und 
wiedergefunden wurden oder es sich um 
Ausweise Verstorbener handelt. Aktiviert 
nun ein Mitarbeiter der Behörde die eID 
und vergibt eine neue PIN, so kann dies zu 
einem massiven Missbrauch der Funktion 

führen. Eine Sperrung des Ausweises 
würde nicht stattfinden, wenn die eID 
ursprünglich nicht eingeschaltet war. Wird 
dann noch die Anschrift im Chip geändert, 
könnte bei einer unbefugten Nutzung der 
eID der potenzielle Vertragspartner unter 
Umständen nicht einmal auf den – 
falschen – Betroffenen schließen. Dieser 
würde die unbefugte Nutzung seiner eID 
nicht einmal bemerken. Fällt dieser 
Missbrauch beim Vertragspartner auf, 
z. B. weil der Schuldner seine Forderung 
nicht begleicht, so würde auch eine 
Melderegisterauskunft nicht weiterhelfen, 
da durch die falsche Anschrift im Chip 
eine Ermittlung des Ausweisinhabers 
nicht möglich wäre. Nicht einmal die Sper-
rung des Ausweises wäre realisierbar, da 
das Sperrkennwort nicht ermittelt werden 
kann.
Weder die personalausweisrechtlichen 
Vorschriften noch die eingesetzte Technik 
sehen für den dargestellten Fall aus-
reichende Sicherheitsmaßnahmen bzw. 
eine ausreichende Revisionsfähigkeit der 
Datenverarbeitung vor. Bei mehr als 5.000 
Personalausweisbehörden in Deutsch-
land mit über 50.000 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern sehen wir hier dringenden 
Nachbesserungsbedarf. Um zumindest 
eine unbefugte Neusetzung der PIN in der 
Personalausweisbehörde zu verhindern, 
ist z. B. daran zu denken, zusätzlich zur 
Freischaltung die nur dem Betroffenen 
bekannte PUK mit einzugeben. Ist dies 
nicht möglich, muss im Zweifel die Sicher-
heit Vorrang haben und ein neuer Ausweis 
beantragt werden.
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Bei den Meldebehörden in Schleswig-
Holstein hat der nPA zu massiven Ände-
rungen sowohl in qualitativer wie in 
quantitativer Hinsicht geführt. Die Zeiten, 
in denen lediglich Vordrucke ausgefüllt 
und in die EDV eingegeben wurden, sind 
endgültig vorbei. Der Bürger muss jetzt in 
technischer Hinsicht umfangreich beraten 
werden. Die Bearbeitung selbst basiert 
auf komplexer Technik und setzt ein ent-
sprechendes Know-how der Mitarbeiter 
voraus. Die Bearbeitungszeiten haben 
sich – soweit bis heute erkennbar – mas-
siv erhöht. Aus datenschutzrechtlicher 
Sicht ist es unsere vordringliche Aufgabe, 
durch Beratung und Hilfestellung zu einer 
Minimierung der Fehler beizutragen. 

Was ist zu tun?
Die aufgezeigten Sicherheitsrisiken bei 
der PIN-Vergabe sollten von den dafür 
verantwortlichen Stellen durch geeignete 
konzeptionelle Änderungen beseitigt wer-
den, bevor es zu tatsächlichen Missbräu-
chen der eID kommt.

2. Umgang mit ausgesonderten
Datenträgern
Die Verwaltung muss immer wieder Hard-
ware erneuern und dem Stand der Technik 
nicht mehr entsprechende Rechner aus-
sondern. Was tun mit dem alten Kram?
Da hilft keine Flex, kein Hammer oder rohe 
Gewalt. Im Umgang mit alter Hardware 
sind besondere Grundsätze zu berück-
sichtigen. Diese darf nicht mit gespei-
cherten personenbezogenen Daten frei 
zugänglich sein oder z. B. auf einem Floh-
markt oder Verkauf alter Gegenstände an 
Technikliebhaber weitergegeben werden. 
Genau dies war in Glücksburg aber pas-
siert, sodass plötzlich der Datenbestand 
der Kommune von mehreren Jahren für 
einen unberechtigten Dritten unverschlüs-
selt zur Verfügung stand.
Die Daten verarbeitende Stelle ist über 
den Zeitpunkt des Gebrauchs der Hard-
ware hinaus für die von ihr erhobenen, 
verarbeiteten, genutzten und gespeicher-
ten personenbezogenen Daten verant-
wortlich. Dies bedeutet, dass die perso-
nenbezogenen Daten dem Schutz des 
Landesdatenschutzgesetzes (LDSG) un-
terliegen und die Grundsätze der Daten-
schutzverordnung (DSVO) eingehalten 
werden müssen.

Was ist zu tun?
Die Verwaltung hat ihre alte Hardware 
auszusondern und muss die personen-
bezogenen Daten „wipen“, also nicht wie-
derherstellbar löschen. Eine Speicherung 
der personenbezogenen Daten über den 
Zeitpunkt der Erforderlichkeit der Daten-
verfügbarkeit hinaus ist nicht zulässig.

3. Datenschutzrechtliche Unterstützung 
bei der Ermittlung des Kindesvaters
Die Ermittlung des Vaters eines nicht ehe-

lichen Kindes gestaltet sich für Jugen-
dämter mitunter schwierig. Datenschutz 
darf solchen Ermittlungen grundsätzlich 
nicht im Wege stehen. In einem Fall führte 
ein Abgleich von Lichtbildern aus der Per-
sonalausweisdatei zwar nicht zum ge-
wünschten Erfolg, aber immerhin zur 
Aufklärung des Sachverhaltes.
Über zwei Jahre lang ermittelte ein Ju-
gendamt im Rahmen einer Beistand-
schaft nach dem Vater eines nicht ehe-
lichen Kindes. Die Mutter hatte den Mann 
über das Internet kennengelernt. Nach 
einer kurzen Affäre riss der Kontakt ab. Die 
Mutter kannte nur den Vor- und Familien-
namen, den Wohnort und das ungefähre 
Alter ihres Geliebten.

Eine entsprechende Melderegisteran-
frage bei der zuständigen Stadt wurde 
abgelehnt, da der gesuchte Einwohner 
nach dem Melderecht nicht eindeutig 
identifiziert werden konnte. In Betracht 
kamen vier Personen, die mit gleichem 
Vor- und Familiennamen gemeldet waren. 
Eine weiter gehende „Listenanfrage“ 
hinsichtlich dieser Personen wurde ohne 
eine weitere Prüfung mit der gleichen 
Begründung abgelehnt. Nachforschun-
gen über die Polizei und andere Stellen 
blieben erfolglos. Schließlich wandte sich 
das Jugendamt an uns mit der Bitte um 
Beratung ob aus unserer Sicht noch Mög-
lichkeiten für Erfolg versprechende Nach-
forschungen bestehen.
Unsere Prüfung ergab, dass die melde-
rechtliche Listenauskunft zu den vier in 
Betracht kommenden Personen fälschli-
cherweise verweigert wurde. Vorausset-
zung für eine solche Datenübermittlung 
ist, dass sie zur rechtmäßigen Aufgaben-
erfüllung der Behörde erforderlich ist. Da 
nur eine Person der Vater gewesen sein 
konnte, wären in drei Fällen Daten 
Nichtbetroffener übermittelt worden. Aller-
dings wäre der Eingriff in die Rechte 
dieser Nichtbetroffenen unter Verhältnis-
mäßigkeitsgesichtspunkten deutlich ge-
ringer zu bewerten gewesen als die 
Gefahr, den Vater eines nicht ehelichen 
Kindes nicht ermitteln zu können.

Das Personalausweisgesetz eröffnete 
aber eine bessere datenschutzkonforme 
Lösung. Danach darf u. a. das gespei-
cherte Lichtbild aus der Personalaus-
weisdatei übermittelt werden, wenn die 
ersuchende Behörde aufgrund von 
Rechtsvorschriften diese Daten erhalten 
darf, sie ohne Kenntnis der Daten nicht in 
der Lage wäre, eine ihr obliegende 
Aufgabe zu erfüllen und die Datener-
hebung beim Betroffenen unverhältnis-
mäßig wäre. Die bestehende Beistand-
schaft begründete für das Jugendamt 
eine ausreichende Ermächtigung zur 
Datenerhebung. Bei einer Übermittlung 
der Meldedaten hätte eine persönliche 
Gegenüberstellung des Betroffenen mit 

der Mutter organisiert werden müssen. 
Wesentlich einfacher war es, der Mutter 
die Lichtbilder zu zeigen, ohne dabei 
weitere personenbezogene Daten der 
Kandidaten zu offenbaren. Die Mutter 
hätte so den Kindesvater identifizieren 
können, ohne dass die Betroffenen per-
sönlich in Anspruch genommen werden 
mussten. Leider war der gesuchte Vater 
nicht unter den vorgelegten Kandidaten. 
Er hatte seinerzeit offensichtlich falsche 
Angaben gegenüber der Mutter gemacht. 
Das Verfahren hat dennoch zur Klärung 
des Sachverhaltes maßgeblich beigetra-
gen und der Betroffenen zumindest die 
Gewissheit gebracht, dass nichts unver-
sucht gelassen wurde.
 
4. Namentliche Nennung von Einwoh-
nern in der Einwohnerfragestunde
Die Öffentlichkeit von Einwohnerfrage-
stunden bedeutet nicht, dass Personen 
dort zwingend ihren Namen angeben 
müssen. Die Aufnahme in ein Protokoll, 
das im Internet veröffentlicht wird, darf 
nicht erfolgen, wenn der Bürger dies nicht 
wünscht.
Eine Amtsverwaltung wollte, dass bei 
Einwohnerfragestunden die Fragenden 
ihren Namen mitteilen. Dieser solle proto-
kolliert und zusammen mit der Nieder-
schrift über den Inhalt der Einwohner-
fragestunde ins Internet eingestellt wer-
den. Das ULD musste darauf hinweisen, 
dass es für die Veröffentlichung der 
Namen der Fragesteller keine Rechts-
grundlage gibt. Die Einwohnerfrage-
stunde ist Teil der öffentlichen Sitzung der 
Gemeindevertretung. Die Gemeinde-
ordnung sieht eine Niederschrift über jede 
Sitzung der Gemeindevertretung vor, bei 
der auch die Namen der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aufzuführen sind. Dies 
betrifft jedoch lediglich die Gemeinde-
vertreter, nicht die Bürger als Fragesteller.

Das Landesdatenschutzgesetz scheidet 
als Rechtsgrundlage für die Veröffent-
lichung aus; es fehlt bereits an deren 
Erforderlichkeit. Es geht lediglich darum 
sicherzustellen, dass als anfragende Per-
sonen nur Einwohner der jeweiligen Kom-
mune Gehör finden. Um dies zu gewähr-
leisten, genügt z. B. die Feststellung des 
Wohnsitzes durch Vorlage des Personal-
ausweises. Nach einer solchen Verifi-
kation ist keine weitere Datenverarbeitung 
mehr erforderlich. Es kommt insbeson-
dere nicht darauf an, wer konkret welche 
Fragen stellt. Eine Erhebung und Veröf-
fentlichung der Namen von Fragen stel-
lenden Bürgern oder gar der Wohn-
anschrift im Internet ist daher nur zulässig, 
wenn die Betroffenen sich hiermit einver-
standen erklärt haben.
Das ULD hat gemeinsam mit dem Innen-
ministerium eine pragmatische Lösung 
gefunden. In der Praxis sind die meisten 
Fragesteller mit einer Veröffentlichung 
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einverstanden. Zu Beginn der Sitzung 
weist der Vorsitzende der Gemeinde-
vertretung oder eine sonst autorisierte 
Person darauf hin, dass Fragen, die von 
Einwohnern im Rahmen der Einwohner-
fragestunde gestellt werden, namentlich 
protokolliert und die Protokolle im Internet 
veröffentlicht werden. Dabei ist ausdrück-
lich darauf hinzuweisen, dass die Betrof-
fenen sofort oder auch später widerspre-
chen können. Widersprüche sind umge-
hend zu berücksichtigen. Dies gilt auch 
bezüglich bereits veröffentlichter Proto-
kolle. Diese sind so zu ändern, dass die 
Namen herausgenommen oder ge-
schwärzt werden.

Was ist zu tun?
Die Vorsitzenden der Gemeindevertretun-
gen müssen darauf achten, dass die 
Bürgerinnen und Bürger darüber aufge-
klärt werden, dass der Protokollierung 
und Veröffentlichung ihrer Namen bei 
Einwohnerfragestunden widersprochen 
werden kann. 

5. Einführung neuer elektronisch
geführter Personenstandsregister
Die Einführung elektronisch geführter Per-
sonenstandsregister setzt neue Maßstä-
be für die Verarbeitung personenbe-
zogener Daten in einem landesweiten 
Verfahren. Da ein Nachweis der Daten in 
Papierform entfällt, sind höchste Sicher-
heitsstandards bei der Datenverarbeitung 
anzulegen. Die Vorschriften für die elek-
tronische Registerführung legen in dieser 
Hinsicht präzise die notwendigen Details 
für die Sicherheit und Ordnungsmäßigkeit 
der Datenverarbeitung fest.
Mit Verabschiedung des Personen-
standsreformgesetzes im Jahr 2007 ist es 
amtlich: Die Personenstandsbücher 
haben ausgedient. Die Zukunft in den 
Standesämtern gehört den elektroni-
schen Registern. Durch die Umstellung 
auf das elektronische Verfahren darf kein 
Qualitätsverlust im Hinblick auf die Inte-
grität und Vertraulichkeit der gespeicher-
ten Daten im Vergleich zu den bisherigen 
Personenstandsbüchern eintreten.

Bereits das Personenstandsgesetz trifft 
weitgehende Regelungen zur Daten-
sicherheit. Die Identität der Person, die 
Eintragungen vornimmt, muss jederzeit 
erkennbar sein. Auswertungen des 
Registers müssen auf der Grundlage der 
aufzunehmenden Daten möglich sein. Die 
Sicherheitsanforderungen werden durch 
die Personenstandsverordnung präzi-
siert, die u. a. für Registereinträge eine 
dauerhaft überprüfbare qualifizierte elek-
tronische Signatur des Standesbeamten 
vorschreibt. Außerdem werden umfang-
reiche Anforderungen an den Betrieb der 
elektronischen Register und die ein-
gesetzten Datenverarbeitungsverfahren 
gestellt.

Das Innenministerium musste nun auf 
Landesebene für eine ordnungsgemäße 
Umsetzung der bundesrechtlichen Vor-
gaben sorgen. Dies geschah durch den 
Erlass einer Landesverordnung zur Ein-
richtung und Führung des zentralen elek-
tronischen Personenstands- und Siche-
rungsregisters und durch Maßnahmen 
zur Organisation der zentralen Register 
bei Dataport als EDV-Dienstleister des 
Landes und der Kommunen.
Ein neuer Weg wurde für die auch in 
anderen Verfahren bereits aufgetretene 
Frage der Verantwortlichkeit für die 
Datenverarbeitung bei Dataport beschrit-
ten. Bisher waren die Kommunen als 
Daten verarbeitende Stellen ausschließ-
lich hierfür zuständig. Sie mussten im 
Rahmen der Auftragsdatenverarbeitung 
als Auftraggeber gegenüber Dataport 
dafür sorgen, dass die Daten nur nach 
ihren Weisungen verarbeitet wurden. In 
einem landesweiten einheitlichen EDV-
Verfahren mit über 160 beteiligten Kom-
munen hat aber eine einzelne Kommune 
nicht die Möglichkeit, eigenständige 
Anforderungen an die Organisation des 
Verfahrens bzw. an die Software zu 
stellen. Bei Dokumentation, Test und Frei-
gabe ist es andererseits nicht notwendig, 
dass alle beteiligten Kommunen die glei-
chen umfangreichen Unterlagen vorhal-
ten sowie dieselben Tests durchführen.

In der Landesverordnung wurde die 
Verantwortung für das bisher einheitliche 
Auftragsdatenverarbeitungsverhältnis 
aufgeteilt. Das Innenministerium als zu-
ständige oberste Fachaufsichtsbehörde 
übernimmt danach die sogenannte Ver-
fahrensverantwortung und ist damit zu-
ständig für fachliche Vorgaben gegen-
über Dataport, für Test und Freigabe des 
Verfahrens sowie für die Kontrolle des 
rechtmäßigen Betriebs der Personen-
standsregister. Bei den Kommunen ver-
bleibt die sogenannte Datenverant-
wortung. Sie sind verantwortlich, dass die 
in den Registern gespeicherten Daten 
richtig und vollständig sind und im 
Rahmen der Konfiguration des Verfahrens 
vor Ort nur berechtigte Personen Zugang 
zu den Daten erhalten. Damit wurde 
erstmals eine Lösung für ein zentral 
betriebenes Verfahren gefunden, die die 
Verantwortlichkeit für die Datenverarbei-
tung praxisgerecht verteilt.

Was ist zu tun?
Bei landesweiten zentralen Verfahren soll-
te die Landesregierung ebenso wie bei 
ausschließlich elektronischer Datenver-
arbeitung, z. B. bei der melderechtlichen 
Spiegeldatenbank oder bei der elektroni-
schen Personalakte, einheitliche Stan-
dards festlegen. Die Regelungen im Per-
sonenstandswesen haben insofern Vor-
bildcharakter, insbesondere bei der Orga-
nisation der Auftragsdatenverarbeitung.

6. Solardachkataster  sind
datenschutzkonform möglich
Die Landeshauptstadt Kiel soll ein Solar-
dachkataster erhalten. Nach entspre-
chender Beratung durch das ULD wird auf 
schutzwürdige Betroffeneninteressen ge-
achtet.
Mit dem Ziel der Förderung CO -neutraler 2
Energieerzeugung beschloss die Rats-
versammlung der Landeshauptstadt die 
Einrichtung eines Solardachkatasters in 
Form eines Geoinformationssystems. 
Darin sollte der Eignungsgrad der Dach-
flächen in Kiel für die solarenergetische 
Nutzung dargestellt werden, auch als 
Entscheidungshilfe für Hauseigentümer 
bezüglich Investitionen in eine eigene 
Solaranlage.

Das Solarkataster basiert auf hochauf-
gelösten digitalen Oberflächenmodellen 
und Orthofotos – farbigen Luftbildern mit 
einer Bodenauflösung von 5 cm pro Pixel 
– sowie einer Stadtkarte in einem Maßstab 
von 1:10.000. Größe, Geometrie, Ausrich-
tung, Neigungswinkel und Verschattung 
der einzelnen Dachflächen sowie das 
minimale, maximale und mittlere Strah-
lungspotenzial werden erfasst, berechnet 
und dargestellt. Die Daten sind geo-
referenziert, also mit Raumkoordinaten 
verknüpft, sodass sie einem bestimmten 
Ort auf der Erdoberfläche zugeordnet und 
mit anderen ebenfalls georeferenzierten 
Informationen verschnitten, d. h. kombi-
niert werden können. Das individuelle 
Solarenergieerzeugungspotenzial jeder 
Dachfläche, also die Menge nutzbarer 
Strahlung je Gebäudedach, wird in einer 
Karte visualisiert. Auf den Internetseiten 
der Stadt Kiel soll über ein Webportal eine 
Übersicht sowie eine straßen- und haus-
nummergenaue digitale Karte mit Luft-
bildaufnahmen der Allgemeinheit zur 
Verfügung gestellt werden.
Die verarbeiteten Daten haben Personen-
bezug; Luftbilder wie auch die Angaben 
zu den Dachflächen lassen sich mit der 
Georeferenzierung ohne Weiteres den 
Eigentümern oder den an den jeweiligen 
Immobilien berechtigten Personen zuord-
nen. Mitgeteilt werden damit nicht nur Ein-
spareffekte zugunsten der Umwelt, son-
dern auch das wirtschaftliche Potenzial 
des Einsatzes einer Solaranlage auf dem 
jeweiligen Dach und damit wirtschaftliche 
Möglichkeiten für die Betroffenen. Natür-
lich ist nicht auszuschließen, dass diese 
Daten z. B. für Werbezwecke genutzt 
werden.
Wegen Zweifeln an der Datenschutz-
konformität der ursprünglichen Planung 
der Stadt Kiel seitens einiger Ratsmit-
glieder wurde das ULD um eine Be-
wertung gebeten. Wir mussten der Stadt 
mitteilen, dass ein einfacher Beschluss 
der Ratsversammlung als datenschutz-
rechtliche Rechtsgrundlage nicht aus-
reicht und praktische Änderungen nötig 
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sind. Die Stadt Kiel erarbeitete, beraten 
vom ULD, als datenschutzrechtliche 
Rechtsgrundlage für das Kataster eine 
Solardachkatastersatzung. Dabei sind 
zwei verschiedene Versionen des Katas-
ters vorgesehen. Eine interne Version 
basiert auf der Grundlage der im Ein-
zelnen genannten Datenkategorien, wel-
che die konkreten detaillierten Potenzial-
werte für jede Dachfläche individuell und 
hochauflösend enthält. Eine zweite, im 
Internet veröffentlichte Version stellt auf 
einer Stadtkarte mit dem Maßstab 
1:10.000 die Dachflächen lediglich in 
Eignungsgraden eingestuft dar. Damit soll 
dem öffentlichen Interesse an einer 
allgemeinen Einschätzung des Potenzials 
für die Erzeugung von Solarenergie in Kiel 
Rechnung getragen werden, ohne dass 
die Betroffenen übermäßig in ihren Rech-
ten beeinträchtigt werden. Das interne 
Kataster kann den Betroffenen Unterstüt-
zung bei der Entscheidung für die 
Installation einer Solaranlage bieten.

Um spezifischen Schutzbedürfnissen 
Einzelner und den Anforderungen des 
Landesdatenschutzgesetzes Rechnung 
zu tragen, sieht die Satzung ein Wider-
spruchsrecht vor. Eigentümerinnen und 
Eigentümer oder anderweitige Rechtein-
haber können gegen die Veröffentlichung 
Widerspruch erheben mit der Folge, dass 
die Darstellung der jeweiligen Dach-
flächen unterbleibt oder nachträglich 
entfernt wird. Um dieses Recht rechtzeitig 
wahrnehmen zu können, muss die Stadt 
die Öffentlichkeit sechs Wochen vor der 
Webpräsentation über das Solardach-
kataster und das Widerspruchsrecht in 
der Lokalpresse informieren.

Was ist zu tun?
Bei der Entwicklung und dem Einsatz von 
Geoinformationssystemen müssen die 
verantwortlichen Stellen Datenschutzbe-
lange frühzeitig in die Planung einbe-
ziehen und die notwendigen rechtlichen, 
organisatorischen und technischen Maß-
nahmen ergreifen, um die Verletzung der 
Persönlichkeitsrechte auszuschließen.

7. Videoüberwachung  öffentlicher
Plätze
Zur Reduzierung von Gefahren und Straf-
taten an Kriminalitätsbrennpunkten set-
zen immer mehr Städte und Gemeinden 
auf Videoüberwachung.
Das Landesverwaltungsgesetz erlaubt 
die Videoüberwachung öffentlicher Plät-
ze, wenn es sich um Kriminalitäts- oder 
Gefahrenschwerpunkte handelt und Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass 
auch in Zukunft dort Schäden für Leib, 
Leben oder Freiheit oder gleichge-
wichtige Schäden für andere Rechtsgüter 
zu erwarten sind. Die Maßnahme ist auf 
sechs Monate zu befristen. Angefertigte 
Aufnahmen sind nach spätestens einem 

Monat zu löschen. Von dieser Regelung 
wird in Schleswig-Holstein im Einzelfall Ge-
brauch gemacht, einige Kommunen er-
wägen den Einsatz von Videoüberwa-
chung und baten das ULD um Beratung. 
Sie arbeiten dabei oftmals eng mit der 
Polizei zusammen. Verantwortlich für die 
Beschaffung, die Einrichtung und den 
Betrieb der Anlage ist zumeist die kom-
munale Ordnungsbehörde. Die Bilder der 
Kamera werden regelmäßig an die Polizei 
übertragen, die im konkreten Gefahrenfall 
als Gefahrenabwehrbehörde tätig wird. 
Auch die Aufzeichnungen werden bei der 
Polizei gespeichert, da diese im Regelfall 
nur für Zwecke der Strafverfolgung rele-
vant sind. Das ULD hat eine Checkliste als 
Hilfe für die Entscheidung über die 
Einrichtung einer Videoüberwachungs-
anlage veröffentlicht unter: 
https://www.datenschutzzentrum.de/vide
o/checkliste.html 

Zu beachten sind insbesondere folgende 
Anforderungen:
• Bei dem zu überwachenden Platz 

muss es sich um einen Kriminalitäts- 
oder Gefahrenschwerpunkt handeln. 
Es muss dort zu einer signifikanten 
Häufung von Straftaten oder Gefahren 
kommen; diese muss durch entspre-
chende Zahlen belegt sein. Ein sub-
jektives Empfinden der Bevölkerung 
genügt nicht. Es müssen Schäden für 
Leib, Leben oder Freiheit oder gleich-
gewichtige Schäden für andere 
Rechtsgüter zu erwarten sein. Das 
Eigentum ist als Rechtsgut nicht aus-
drücklich genannt. Zum Schutz des 
Eigentums ist die Maßnahme nur 
zulässig, wenn gewichtige Schäden zu 
erwarten sind.

• Die Videoüberwachung dient der 
Gefahrenabwehr. Die Möglichkeit, 
Aufzeichnungen für die Strafverfol-
gung zu nutzen, ist nur ein zulässiger 
Nebenzweck. Die Videoüberwachung 
muss also in erster Linie zur Gefah-
renabwehr geeignet sein. Dies setzt 
voraus, dass den betroffenen Bür-
gerinnen und Bürgern in einer tatsäch-
lichen Gefahrensituation durch die 
Maßnahme geholfen werden kann, 
was eine Liveübertragung der Bilder 
verlangt. Mit dem bloßen Aufzeichnen 
der Bilder kann zwar eine nachträg-
liche Untersuchung von Vorfällen erfol-
gen, nicht aber die Abwehr von Ge-
fahren.

• Die Übertragung der Bilder von der 
Kamera zu dem Überwachungs-
monitor erfolgt häufig über das 
Internet. Es ist zu gewährleisten, dass 
die Daten auf dem Übertragungsweg 
nicht von Unbefugten ausgelesen 
werden können. Hierfür ist eine Ver-
schlüsselung einzusetzen.

• Die Videoüberwachung muss offen 
erfolgen. Sie ist durch erkennbare Hin
weisschilder an dem überwachten 
Platz kenntlich zu machen.

• Die Aufzeichnungen dürfen höchstens 
einen Monat gespeichert werden. Es 
ist zu prüfen, ob auch eine kürzere Frist 
ausreichend ist.

Was ist zu tun?
Die Einrichtung einer Videoüberwachung 
ist wohl zu überlegen. Die Methode ist 
kein Allheilmittel gegen Gefahren und 
Straftaten. Will eine Kommune oder die 
Polizei diese für die Kontrolle öffentlicher 
Plätze nutzen, sind die datenschutz-
rechtlichen Anforderungen zu beachten.

8. Schulsozialarbeit – eine prinzipiell
gute Sache
In der Schulsozialarbeit besteht oft Un-
sicherheit, ob im Rahmen ihrer Tätigkeit 
erlangte personenbezogene Informatio-
nen weitergegeben werden dürfen.
In vielen Schulen Schleswig-Holsteins 
sind Schulsozialarbeiterinnen und Schul-
sozialarbeiter tätig, zumeist mit staatlicher 
Anerkennung als Sozialarbeiter oder 
Sozialpädagogen. Deren Arbeit in den 
Schulen setzt einen vertrauensvollen 
Umgang mit den ihnen von Schülerinnen 
und Schülern anvertrauten Informationen 
voraus. Oft ist im Interesse der Schü-
lerinnen und Schüler aber auch ein Aus-
tausch mit den Lehrkräften, den Schul-
leitungen und anderen Stellen erforder-
lich. Schulsozialarbeiter verrichten ihre 
Arbeit zwar in den Schulen, gehören 
diesen aber organisatorisch nicht an. Sie 
sind bei den verschiedensten Stellen – 
etwa beim Schulträger, beim öffentlichen 
Jugendhilfeträger oder beim Kinder-
schutzbund – beschäftigt. Oftmals ent-
stehen Unsicherheiten beim Umgang mit 
den vertraulichen Informationen, was zu 
Reibungen bei der an sich notwendigen 
Kommunikation mit den Schulleitungen 
oder Lehrkräften führen kann. Um dies-
bezüglich Hilfestellungen zu geben, wer-
den derzeit in Zusammenarbeit mit dem 
Sozialministerium und dem Bildungs-
ministerium Hinweise für eine daten-
schutzgerechte Verarbeitung der von den 
Schulsozialarbeitern gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten entwickelt.

Was ist zu tun?
Die Hinweise sollten fertiggestellt, ab-
gestimmt und in die Praxis umgesetzt 
werden.
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1. Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse: Auskunft über Vertragsge-
staltungen 
Alle Jahre wieder stellt sich die Frage, 
unter welchen Bedingungen sich Behör-
den zur Ablehnung von Informationser-
suchen auf Betriebs- und Geschäftsge-
heimnisse berufen können.
Ein Antrag auf Zugang zu Informationen 
kann abgelehnt werden, wenn durch die 
Übermittlung der Informationen ein Be-
triebs- oder Geschäftsgeheimnis offen-
bart würde und die schutzwürdigen Be-
lange des Betroffenen das Offenbarungs-
interesse der Allgemeinheit überwiegen. 
Geschäftsgeheimnisse sind alle auf ein 
Unternehmen bezogene Tatsachen, Um-
stände und Vorgänge, die nicht offenkun-
dig, sondern nur einem begrenzten Per-
sonenkreis zugänglich sind und an deren 
Nichtverbreitung der Rechtsträger ein be-
rechtigtes Interesse hat. Geschäftsge-
heimnisse betreffen in erster Linie kauf-
männisches Wissen.
Auch Bieterunterlagen erfüllen in der 
Regel die Anforderung an ein Geschäfts-
geheimnis. Dies gilt aber nicht für alle 
Bestandteile eines Angebots oder eines 
Vertrages. Die Angabe zum Gesamtan-
gebotspreis enthält üblicherweise keine 
Informationen zur betrieblichen Situation 
des Bieters, anders als Kostenkalkula-
tionen Aussagen zum Umfang der Be-
schäftigung von Fremdkräften oder zu 
den durch die Aufgabenerledigung ent-
standenen Kosten machen. Wenn Infor-
mationen aufgrund von Geschäftsge-
heimnissen nicht zugänglich gemacht 
werden dürfen, besteht jedoch trotzdem 
ein Anspruch auf Zugang zu den übrigen 
Informationen. Die generelle Verweige-
rung des Informationszuganges aufgrund 
von vorliegenden Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnissen ist nicht zulässig.

Einzelfragen zur Informationsfreiheit
Auszug aus dem 33. Tätigkeitsbericht des Unabhängigen Landeszentrums für 
Datenschutz Schleswig-Holstein (ULD) vom 28. Februar 2011

Zusammengestellt von Ute Bebensee-Biederer, SHGT

Was ist zu tun?
Behörden müssen bei einem Einsichtser-
suchen in Verträge prüfen, ob diesem 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse 
entgegenstehen. Dazu gehören in der 
Regel kalkulatorische Angaben. Die 
Behörde hat dann einen beschränkten 
Zugang zu gewähren. 

2. Keine Informationskosten für nicht
rechtsfähige gemeinnützige Vereine 
Das Informationsfreiheitsgesetz sieht 
nicht ausdrücklich eine Antragsberech-
tigung für nicht rechtsfähige Vereine vor. 
Da dahinter immer eine natürliche Person 
steht, ergibt sich kein praktisches Pro-
blem – außer bei den Kosten.
Natürliche Personen sind nach dem Infor-
mationsfreiheitsgesetz (IFG) gebühren-
pflichtig. Gemeinnützige rechtsfähige 
Vereine hingegen sind nach dem Verwal-
tungskostengesetz (VwKostG SH) gene-
rell von der Gebührenpflicht befreit. Stellt 
sich also die Frage, ob nicht rechtsfähige 
Vereine rechtsfähigen Vereinen bei der 
Anwendung des IFG gleichgestellt wer-
den können und müssen. Der Gesetzes-
begründung zum IFG lässt sich diesbe-
züglich nichts entnehmen. Wir halten es 
jedoch für sachgerecht, nicht rechts-
fähige Vereine und rechtsfähige Vereine in 
Bezug auf die Antragsberechtigung 
gemäß dem IFG gleichzustellen. Das 
Bundesverwaltungsgericht hat zum Um-
weltinformationsgesetz des Bundes fest-
gestellt, dass auch nicht rechtsfähige 
Vereine einen Anspruch auf Informations-
zugang haben, soweit der Rechtskreis der 
Vereinigung durch die konkrete Maßnah-
me berührt wird und der Verein eine 
gewisse Kontinuität und ein Mindestmaß 
an organisatorischer Struktur aufweist. 
Hinsichtlich des geltend gemachten 
Rechts muss der nicht rechtsfähige Verein 

in einem bestimmten Bereich oder in 
Bezug auf eine bestimmte Angelegenheit 
nach einem Rechtssatz des materiellen 
Rechts Rechtssubjekt sein. Dies lässt sich 
auf unser IFG nach Sinn und Zweck 
übertragen. Gründe für die Ungleichbe-
handlung von nicht rechtsfähigen und 
rechtsfähigen Vereinen sind nicht er-
sichtlich. Nicht rechtsfähige Vereine, 
soweit sie organisatorisch hinreichend 
verfestigt sind, eine gewisse Kontinuität 
und ein Mindestmaß an organisatorischer 
Struktur aufweisen, sind daher nicht nur 
gemäß dem IFG antragsberechtigt. Sie 
können sich auch nach dem VwKostG SH 
auf ihre Gebührenbefreiung berufen.
Generell ist der Antragsteller über die 
anfallenden Gebühren vor dem Informa-
tionszugang zu informieren. Für nicht 
rechtsfähige Vereine ist eine Gebühren-
befreiung im aufgeführten Fall anzuneh-
men.

3. Gefährdungsbeurteilungen 
Ein IFG-Antrag kann lediglich auf Zugang 
zu den vorhandenen Informationen ge-
richtet sein, unabhängig davon, ob eine 
Behörde zu einer Beurteilung gesetzlich 
verpflichtet war.
Eine Petentin forderte Einsicht in eine 
Dokumentation zur Gefährdungsbeurtei-
lung nach dem Arbeitsschutzgesetz 
sowie in eine Dokumentation zu den 
psychischen Belastungen am Arbeits-
platz. Gefährdungsbeurteilungen für 
Arbeitsplätze können sehr umfangreiche 
Papiere sein, die von der staatlichen 
Arbeitsschutzbehörde im Rahmen ihrer 
Aufsichts- und Überwachungstätigkeit 
eingesehen, aber in den wenigsten Fällen 
mitgenommen werden. Soweit die staat-
liche Arbeitsschutzbehörde bei der 
Unfallkasse Nord die entsprechenden 
Gefährdungsbeurteilungen nicht kopiert 
bzw. mitgenommen hat, gelten diese als 
nicht vorhandene Informationen nach 
dem IFG. Aus dem IFG ergibt sich keine 
Verpflichtung der Behörden, nicht vorhan-
dene Informationen zu rekonstruieren 
oder zu beschaffen.

Rechtsprechungsberichte

Vorsicht bei E-Mails an Gerichte!
Ein elektronisches Dokument (E-Mail) 
wahrt nicht die für bestimmende 
Schriftsätze vorgeschriebene Schrift-
form.

Problem/Sachverhalt
Am letzten Tag der Berufungsbegrün-

dungsfrist bekam das Berufungsgericht 
um 23.55 Uhr eine E-Mail, die die Be-
rufungsbegründung enthielt. Eine per 
Telefax übermittelte unterschriebene Be-
rufungsbegründung ging am Folgetag 
um 00.02 Uhr ein. Das OLG hatte die 
Berufung als unzulässig verworfen.

Entscheidung
Der BGH (Beschluss vom 04.12.2008 - IX 
ZB 41/08) bestätigt diese Entscheidung. 
Für die Beurteilung der Rechtzeitigkeit 
des Eingangs eines per Telefax über-
sandten Schriftsatzes kommt es darauf 
an, ob die gesendeten Signale noch vor 
Ablauf des letzten Tages der Frist vom 
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Telefaxgerät des Gerichts vollständig 
empfangen (gespeichert) worden sind. 
Das war hier nicht der Fall. Die unter-
schriebene letzte Seite der Berufungs-
begründung ist nicht vor Mitternacht in 
den Speicher des Empfangsgeräts des 
OLG gelangt. Die E-Mail stellte keinen 
„Schriftsatz“ dar. Gemäß § 520 Abs. 3 Satz 
1 ZPO ist die Berufungsbegründung in 
einem Schriftsatz bei dem Berufungs-
gericht einzureichen. Die allgemeinen 
Vorschriften über die vorbereitenden 
Schriftsätze (ZPO § 129ff) sind auch auf 
die Berufungsbegründung anzuwenden 
(ZPO § 520 Abs. 5). Das gilt insbesondere 
für die §§ 130, 130a ZPO. Eine E-Mail fällt 
nicht unter § 130 ZPO, sondern unter 
§130a ZPO. Die E-Mail ist ein elektro-
nisches Dokument, das aus der in einer 
elektronischen Datei enthaltenen Daten-
folge besteht. Ein elektronisches Doku-
ment wahrt die in § 130 ZPO vorausge-
setzte Schriftform für vorbereitende und 
bestimmende Schriftsätze nicht. Die Vor-
schrift des § 130a ZPO wäre nicht erfor-
derlich, wenn das elektronische Doku-
ment bereits von § 130 ZPO erfasst würde. 
Die elektronische Form ist durch das 
Gesetz zur Anpassung der Formvor-
schriften des Privatrechts und anderer 
Vorschriften an den modernen Rechtsge-
schäftsverkehr vom 13.07.2001 aus-

drücklich „als Option zur Schriftform“ 
eingeführt worden. § 130a Abs. 1 Satz 1 
ZPO „versteht das elektronische Doku-
ment als modifizierte Schriftform“ und 
sollte erst die Möglichkeit eröffnen, 
Schriftsätze „als elektronisches Doku-
ment bei Gericht einzureichen“. Das 
elektronische Dokument ist eingereicht, 
sobald die für den Empfang bestimmte 
Einrichtung des Gerichts es aufgezeich-
net hat (ZPO § 130a Abs. 3). Es wahrt 
jedoch nur dann die gesetzlich vorge-
schriebene Schriftform, wenn es für die 
Bearbeitung durch das Gericht geeignet 
ist (ZPO § 130a Abs. 1 Satz 1). Die Lan-
desregierungen bestimmen für ihren 
Bereich durch Rechtsverordnung den 
Zeitpunkt, von dem an elektronische 
Dokumente bei den Gerichten eingereicht 
werden können, sowie die für die Bear-
beitung der Dokumente geeignete Form 
(ZPO 130a Abs. 2 Satz 1). Die nieder-
sächsische Verordnung über den elektro-
nischen Rechtsverkehr in der Justiz betrifft 
nicht das Berufungsgericht. Als elektroni-
sches Dokument war die E-Mail folglich 
nicht geeignet, die für eine Berufungsbe-
gründung vorgeschriebene Schriftform zu 
wahren. Diese Situation ist ähnlich der-
jenigen in Schleswig-Holstein: Die Lan-
desverordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr mit den Gerichten und 

Staatsanwaltschaften  bestimmt die Form 
der Einreichung an die elektronische Post-
stelle nur mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur. Eine „einfache“ e-Mail 
hätte ebenfalls nicht ausgereicht.

Praxishinweis
Wäre die unterschriebene Berufungsbe-
gründung eingescannt und als Anhang 
zur E-Mail übermittelt worden, wäre die 
Schriftform des § 130 ZPO gewahrt 
gewesen. Zwar lässt das Gesetz die 
Wiedergabe der Unterschrift nur für den 
Fall der Übermittlung per Telefax aus-
drücklich zu. Nimmt ein Gericht aber 
einen auf andere Weise elektronisch 
übermittelten Schriftsatz entgegen, be-
hinderte es den Zugang zu Gericht in un-
zumutbarer, aus Sachgründen nicht zu 
rechtfertigender Weise, würde die Wieder-
gabe der Unterschrift in der Kopie in 
diesem Fall nicht für genügend erachtet 
(BGH, NJW 2008, 2649).

1

1 Landesverordnung über den elektronischen 
Rechtsverkehr mit den Gerichten und Staatsan-
waltschaften vom 12. Dezember 2006, GVOBl. 
2006, 361.

Aus der Rechtsprechung

GG Art. 28 Abs. 2 Satz 3, Art. 106 Abs. 6, 
Art. 108 Abs. 4
VwGO § 42 Abs. 2
FGO § 40 Abs. 3
AO §§ 85, 182, 184 
Gewerbesteuer, Gewerbesteuermess-
bescheid, Besteuerungsgrundlagen, 
Folgenbeseitigungsanspruch, Herstel-
lungsanspruch; 

Leitsatz:
1. Ist der Verwaltungsrechtsweg er-
öffnet, bestimmt sich die Klagebefug-
nis auch im Streit um Sekundäran-
sprüche gegen das Finanzamt wegen 
eines Gewerbesteuermessbescheides 
allein nach § 42 Abs. 2 VwGO. § 40 Abs. 
3 FGO findet im verwaltungsgericht-
lichen Verfahren keine Anwendung.

2. Eine Gemeinde kann weder im Wege 
des Folgenbeseitigungsanspruchs 
noch nach den Grundsätzen über die 
sinngemäße Anwendung des vertragli-
chen Schuldrechts auf öffentlich-recht-
liche Sonderbeziehungen vom Land 
als Träger der Finanzverwaltung Ersatz 
des Gewerbesteuerausfalls verlangen, 

der ihr durch Fehler der zuständigen 
Landesfinanzbehörde bei der Festset-
zung des Gewerbesteuermessbetra-
ges (§ 14 GewStG) entstanden ist.

3. Eine Beeinträchtigung des Schutz-
bereichs der kommunalen Finanzho-
heit (Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG kann nur 
angenommen werden, wenn eine nach-
haltige, von der Gemeinde nicht mehr 
zu bewältigende und hinzunehmende 
Einengung ihrer Finanzspielräume vor-
liegt (im Anschluss an das Urteil vom 5. 
Dezember 2000 - BVerwG 11 C 6.00 - 
BVerwGE 112, 253 <258>).
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
vom 15. Juni 2011, Az.: BVerwG 9 C 
4.10

I. Zum Sachverhalt: 
Die klagende Gemeinde macht Ersatzan-
sprüche gegen das beklagte Land wegen 
entfallener Gewerbesteuer infolge fehler-
hafter Festsetzung des Steuermessbe-
trages durch das Finanzamt geltend.
Dem Gewerbesteuerausfall lag zu Grun-
de, dass die auf dem Gebiet der Klägerin 
ansässige H. KG durch notariell beurkun-

deten Umwandlungsbeschluss vom 18. 
Dezember 1998 rückwirkend zum 1. De-
zember 1998 formwechselnd in eine 
GmbH umgewandelt worden war. Das zu-
ständige Finanzamt erhielt hiervon im 
Dezember 1998 Kenntnis. Am 1. Sep-
tember 2004 änderte das Finanzamt für 
die Jahre 1996 bis 1998 die bereits 1999 
und 2001 erlassenen Gewerbesteuer-
messbescheide und adressierte sie nicht 
an die H. GmbH, sondern an die H. KG. 
Auf Grundlage dieser Gewerbesteuer-
messbescheide erließ die Klägerin am 24. 
September 2004 einen die H. KG als 
Steuerpflichtigen ausweisenden Be-
scheid, mit welchem sie die Gewerbe-
steuer einschließlich Zinsen für die Er-
hebungszeiträume 1996, 1997 und 1998 
auf insgesamt 352 837,98 € festsetzte. 
Auf Anregung des Finanzgerichts im 
Rechtsstreit über den Einspruch der H. 
GmbH gegen die Gewerbesteuermess-
bescheide vom 1. September 2004 stellte 
das Finanzamt die Nichtigkeit dieser Be-
scheide wegen fehlerhafter Adressie-
rung fest. Infolge der Nichtigerklärung der 
Gewerbesteuermessbescheide setzte 
die Klägerin mit einem an die H. GmbH 
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adressierten Bescheid die Gewerbe-
steuer für die einschlägigen Erhebungs-
zeiträume auf 0 € fest.
Die Klägerin wandte sich gegenüber dem 
Finanzamt erfolglos gegen die Feststel-
lung der Nichtigkeit der Gewerbesteuer-
messbescheide und verlangte die Erstat-
tung der ausgefallenen Gewerbesteuer 
auf der Grundlage des allgemeinen Fol-
genbeseitigungsanspruchs. Den Antrag 
lehnte die Oberfinanzdirektion ab; der 
Widerspruch dagegen wurde als unzu-
lässig verworfen. Das Verwaltungsgericht 
hat die Klage der Gemeinde auf einen 
Erstattungsanspruch in Gestalt des all-
gemeinen Folgenbeseitigungsanspruchs 
abgewiesen. Weder sei ein hoheitlicher 
Eingriff erfolgt noch seien subjektive 
Rechte der Klägerin verletzt worden. Die 
gegen dieses Urteil eingelegte Berufung 
hat der Verwaltungsgerichtshof zurückge-
wiesen. Die Revision blieb erfolglos.

II. Aus den Gründen:
Die Revision ist nicht begründet. Das an-
gefochtene Urteil ist im Ergebnis mit Bun-
desrecht vereinbar (§ 137 Abs. 1 VwGO). 
Der Verwaltungsgerichtshof hat die Klage 
zu Recht abgewiesen. Der Klägerin steht 
unter keinem rechtlichen Gesichtspunkt 
ein Ersatzanspruch gegen den Beklagten 
wegen Verletzung ihrer Rechte zu.

1. Die Klage ist als allgemeine Leistungs-
klage zulässig.
Aufgrund der Entscheidung des Verwal-
tungsgerichts Karlsruhe steht bindend 
fest, dass der Verwaltungsrechtsweg er-
öffnet ist (§ 17a Abs. 5 GVG). Die Klage-
befugnis ist gegeben. Der Verwaltungs-
gerichtshof hat im Ergebnis zu Recht 
offengelassen, ob § 40 Abs. 3 FGO die 
Klagebefugnis von Gemeinden auch 
dann ausschließt, wenn es - wie hier - um 
einen sekundärrechtlichen Anspruch auf 
Ersatz ausgefallener Steuererträge we-
gen fehlerhaften Handelns einer Finanz-
behörde geht. Denn diese Vorschrift ist im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren nicht 
anwendbar. Nach § 173 VwGO sind das 
Gerichtsverfassungsgesetz und die Zivil-
prozessordnung entsprechend anzuwen-
den, soweit die Verwaltungsgerichts-
ordnung keine Bestimmungen über das 
Verfahren enthält und wenn die grund-
sätzlichen Unterschiede der beiden Ver-
fahrensarten dies nicht ausschließen. Ein 
Rückgriff auf Vorschriften der Finanzge-
richtsordnung kommt demnach nicht in 
Betracht. 
Zudem enthält die Verwaltungsgerichts-
ordnung mit § 42 Abs. 2 VwGO eine eigen-
ständige Regelung zur Klagebefugnis. 
Hinsichtlich der allgemeinen Leistungs-
klage ist in der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts anerkannt, 
dass § 42 Abs. 2 VwGO analog anzu-
wenden ist (vgl. Urteil vom 28. Oktober 
1970 - BVerwG 6 C 48.68 - BVerwGE 36, 

192 <199>). Danach kann sich die Klä-
gerin auf eine Klagebefugnis berufen. Sie 
macht eine Verletzung ihres gemeind-
lichen Selbstverwaltungsrechts (Art. 28 
Abs. 2 GG) und ihrer verfassungs-
rechtlich garantierten Ertragshoheit (Art. 
106 Abs. 6 Satz 1 GG) geltend. Die Ver-
letzung dieser Rechte ist nicht von vorn-
herein ausgeschlossen.

2. Der Verwaltungsgerichtshof hat im Er-
gebnis zu Recht angenommen, dass die 
Klägerin weder gestützt auf den allge-
meinen Folgenbeseitigungsanspruch 
noch nach den Grundsätzen über die 
sinngemäße Anwendung des vertrag-
lichen Schuldrechts auf öffentlich-recht-
liche Sonderbeziehungen Ersatz für den 
Gewerbesteuerausfall verlangen kann, 
der ihr infolge eines dem Finanzamt im 
Gewerbesteuermessverfahren unterlau-
fenen Fehlers entstanden ist.

a) Der Folgenbeseitigungsanspruch ent-
steht, wenn durch einen hoheitlichen 
Eingriff in ein subjektives Recht ein noch 
andauernder rechtswidriger Zustand ge-
schaffen worden ist; er ist auf die Wieder-
herstellung des ursprünglichen rechtmä-
ßigen Zustandes gerichtet (Urteile vom 
23. Mai 1989 - BVerwG 7 C 2.87 - 
BVerwGE 82, 76 <95> und vom 26. 
August 1993 - BVerwG 4 C 24.91 - 
BVerwGE 94, 100 <104>). Der Ver-
waltungsgerichtshof hat offengelassen, 
ob es mit Blick darauf, dass Finanzämter 
und Gemeinden im Gewerbesteuermess-
verfahren nicht im Über- und Unterord-
nungsverhältnis, sondern als gleichge-
ordnete Rechtsträger tätig werden, 
bereits an einem hoheitlichen Handeln 
fehlt. Ein Folgenbeseitigungsanspruch 
sei im Anschluss an die Rechtsprechung 
des Bundesfinanzhofes jedenfalls des-
halb zu verneinen, weil die hebeberech-
tigten Gemeinden durch zu niedrig fest-
gesetzte Steuermessbescheide nicht in 
ihren Rechten verletzt seien. Diese Auffas-
sung ist mit Bundesrecht vereinbar (§ 137 
Abs. 1 VwGO). Dabei kann dahingestellt 
bleiben, ob der hier der Sache nach 
geltend gemachte „Folgenentschädi-
gungsanspruch“ als Surrogat für einen 
nicht (mehr) zu realisierenden Herstel-
lungsanspruch in der vorliegenden 
Konstellation überhaupt in Betracht 
kommt (vgl. Urteile vom 14. April 1989 - 
BVerwG 4 C 34.88 - BVerwGE 82, 24 
<28> und vom 26. August 1993 a.a.O. S. 
117).

aa) Die Klägerin geht davon aus, dass ihr 
durch fehlerhaftes Handeln des Finanz-
amtes die Möglichkeit genommen wurde, 
auf der Grundlage entsprechender Steuer-
messbescheide die ihr zustehende Ge-
werbesteuer in Höhe über 350 000 € ge-
genüber der GmbH festzusetzen. Darin 
läge nur dann ein Eingriff in eine Rechts-

position der Klägerin, wenn die Gemein-
den einen Anspruch auf Erlass richtiger 
Gewerbesteuermessbescheide hätten. 
Das ist nicht der Fall.

Nach Art. 108 Abs. 4 Satz 2 GG steht die 
Verwaltung der Realsteuern, zu denen 
auch die Gewerbesteuer gehört, grund-
sätzlich den Landesfinanzbehörden zu; 
sie kann durch die Länder ganz oder 
teilweise den Gemeinden übertragen 
werden. Aus dieser Kompetenzaufteilung 
folgt zugleich, dass die Gemeinden nicht 
mehr Rechte haben können, als ihnen 
durch Landesgesetz übertragen wurde 
(vgl. BFH, Urteil vom 30. Januar 1976 - III R 
60/74 - BFHE 118, 285 <287>). Das Land 
Baden-Württemberg hat den Gemeinden 
gemäß § 9 Abs. 2 Satz 1 KAG die 
Festsetzung und die Erhebung der Ge-
werbesteuer übertragen. Die Landes-
finanzbehörden sind hingegen für die 
Ermittlung der Besteuerungsgrundlagen 
und für die Festsetzung des Steuermess-
betrages (§ 14 GewStG) zuständig. Bei 
dieser landesrechtlichen Aufteilung der 
Verwaltung der Gewerbesteuer kommt 
den Gemeinden kein Recht auf Erlass 
bestimmter Steuermessbescheide zu. Sie 
sind vielmehr gemäß § 184 Abs. 1 Satz 4 
i.V.m. § 182 Abs. 1 Satz 1 AO bei der 
Festsetzung der Gewerbesteuer an den 
vorausgehenden Steuermessbescheid 
des Finanzamtes gebunden. 

Darüber hinaus schließt § 40 Abs. 3 FGO 
ein Klagerecht der Gemeinden gegen 
Steuermessbescheide der Finanzämter 
grundsätzlich aus (vgl. BFH, Urteil vom 
30. Januar 1976 a.a.O. S. 286 f.). Die 
Gemeinden können folglich Einnahmen 
aus der Gewerbesteuer nur nach Maß-
gabe der vom Finanzamt erlassenen 
Steuermessbescheide erzielen. Es fehlt 
daher an einem auf ein ordnungsge-
mäßes Steuermessbetragsverfahren ge-
richteten Herstellungsanspruch der Ge-
meinden, als dessen Surrogat etwa nach 
Eintritt der Festsetzungsverjährung ein 
gegen das Land gerichteter „Folgen-
entschädigungsanspruch“ auf Ersatz 
ausgefallener Steuererträge zum Tragen 
kommen könnte. Mangels gesetzlicher 
Vorschriften kann der Folgenbeseiti-
gungsanspruch auch keine vom Herstel-
lungsanspruch losgelöste Haftung für 
Schäden begründen, die durch rechts-
widriges Verwaltungshandeln entstanden 
sind (vgl. Urteil vom 15. November 1984 - 
BVerwG 2 C 56.81 - Buchholz 310 § 113 
VwGO Nr. 145 S. 47 f.).

bb) Etwas anderes könnte gelten, wenn 
eine unwirksame oder zu niedrige Fest-
setzung der Steuermessbeträge und der 
damit verbundene Steuerausfall zur Folge 
hat, dass die nach Art. 28 Abs. 2 Satz 3 
GG garantierte Finanzhoheit der betrof-
fenen Gemeinde verletzt wird. Ob in 
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solchen Fällen ein Anspruch der Ge-
meinde auf Festsetzung bestimmter 
Steuermessbescheide oder auf Aus-
gleich des Steuerausfalls verfassungs-
rechtlich geboten ist, kann hier indes 
dahinstehen. Denn die Klägerin wurde 
durch den vorliegend eingetretenen Aus-
fall von Gewerbesteuer nicht in ihrer 
Finanzhoheit verletzt.

Art. 28 Abs. 2 Satz 3 GG gewährleistet den 
Gemeinden das Recht zur eigenverant-
wortlichen Einnahmen- und Ausgaben-
wirtschaft im Rahmen eines gesetzlich ge-
ordneten Haushaltswesens. Der Schutz-
bereich dieser Gewährleistung umfasst 
nicht einzelne Vermögenspositionen; eine 
Gemeinde kann sich daher nicht un-
mittelbar unter Berufung auf den verfas-
sungsrechtlichen Schutz der Finanzho-
heit dagegen wenden, dass ihr einzelne 
Einnahmen entzogen oder verwehrt wer-
den. Zu den Grundlagen der verfassungs-
rechtlich garantierten finanziellen Eigen-
verantwortung gehört jedoch eine aufga-
benadäquate Finanzausstattung der Ge-
meinden. Diese setzt voraus, dass die 
gemeindlichen Finanzmittel ausreichen, 
um den Gemeinden die Erfüllung aller 
zugewiesenen und im Rahmen der 
kommunalen Selbstverwaltung auch die 
Erfüllung selbst gewählter Aufgaben zu 
ermöglichen. Ausgehend davon kann 
sich eine Gemeinde dann gegen finan-
zielle Belastungen durch staatliches Han-
deln wenden, wenn sie eine nachhaltige, 
von ihr nicht mehr zu bewältigende und 
hinzunehmende Einengung ihrer Finanz-
spielräume darlegt und nachweist (vgl. 
BVerfG, Beschluss vom 7. Januar 1999 - 2 
BvR 929/97 - NVwZ 1999, 520 <521> 
m.w.N.; BVerwG, Urteile vom 25. März 
1998 - BVerwG 8 C 11.97 - BVerwGE 106, 
280 <287> und vom 5. Dezember 2000 - 
BVerwG 11 C 6.00 - BVerwGE 112, 253 
<258>). Vorliegend verweist die Klägerin 
nur darauf, dass der Gewerbesteueraus-
fall einen wesentlichen Teil ihres gesam-
ten Gewerbesteueraufkommens darstellt. 
Sie macht jedoch nicht geltend, dass sie 
deshalb nachhaltig an einer ordnungs-
gemäßen Erfüllung ihrer Aufgaben ge-
hindert ist.

Der oben genannte Maßstab für eine 
Verletzung der gemeindlichen Finanz-
hoheit gilt entgegen der Auffassung der 
Klägerin nicht nur gegenüber normativen 
Regelungen, sondern auch bei Einzel-
maßnahmen der Verwaltung. Nach Art. 28 
Abs. 2 Satz 3 GG kommt es entscheidend 
darauf an, ob die „Grundlagen der finan-
ziellen Eigenverantwortung“ einer Ge-
meinde (aufgabenadäquate Finanzaus-
stattung) noch gewahrt sind. Die Be-

antwortung dieser Frage hängt von der 
Intensität und Nachhaltigkeit der finanziel-
len Belastungen der Gemeinde ab und 
nicht davon, ob diese Belastungen auf 
normativen Vorgaben oder auf Einzel-
akten der Verwaltung beruhen. Aus der 
von der Klägerin in Bezug genommenen 
Entscheidung des Bundesverwaltungs-
gerichts zur Verletzung der Planungs-
hoheit einer Gemeinde infolge eines 
Einzelakts der Verwaltung (Urteil vom 12. 
Dezember 1991 - BVerwG 4 C 31.89 - 
Buchholz 406.11 § 36 BauGB Nr. 46 S. 12 
f.) folgt nichts Gegenteiliges. Davon 
abgesehen, dass es sich bei der Pla-
nungs- und der Finanzhoheit der Gemein-
den um verschiedene Ausprägungen der 
gemeindlichen Selbstverwaltung mit 
unterschiedlichen Schutzbereichen han-
delt, geht es in der angeführten Entschei-
dung um die Verletzung einer Regelung, 
die der Sicherung der gemeindlichen 
Planungshoheit dient (§ 36 Abs. 1 
BauGB). Vorliegend ist jedoch nicht er-
kennbar, dass eine spezifisch auf den 
Schutz der gemeindlichen Finanzhoheit 
ausgerichtete Norm verletzt sein könnte.

cc) Die Klägerin kann sich für den von ihr 
geltend gemachten Anspruch auf Aus-
gleich des Gewerbesteuerausfalls auch 
nicht auf die den Gemeinden nach Art. 
106 Abs. 6 GG garantierte Ertragshoheit 
berufen. Danach steht den Gemeinden 
das Aufkommen der Gewerbesteuer zu 
(Satz 1) und ist ihnen das Recht einzu-
räumen, die Hebesätze der Gewerbe-
steuer im Rahmen der Gesetze festzu-
setzen (Satz 2). Zu Recht hat der Ver-
waltungsgerichtshof darauf abgestellt, 
dass damit den Gemeinden weder eine 
bestimmte Höhe des Steueraufkommens 
noch die Gewerbesteuer als solche von 
Verfassungs wegen garantiert ist (BVerfG, 
Beschluss vom 27. Januar 2010 - 2 BvR 
2185, 2189/04 - BVerfGE 125, 141 
<167>). Art. 106 Abs. 6 GG schützt daher 
nicht etwaige Steueransprüche der Ge-
meinden, sondern garantiert ihnen ledig-
lich die Zuweisung des tatsächlich ange-
fallenen Ertrages. Demzufolge kann aus 
Art. 106 Abs. 6 GG auch kein Recht der 
Gemeinden auf Erlass bestimmter Steuer-
messbescheide (BFH, Urteil vom 30. 
Januar 1976 a.a.O.) oder - wie hier gel-
tend gemacht - auf Ausgleich des durch 
Fehler im Steuermessbetragsverfahren 
verursachten Steuerausfalls hergeleitet 
werden.

b) Schließlich hat der Verwaltungs-
gerichtshof im Einklang mit Bundesrecht 
einen Schadensersatzanspruch nach den 
Grundsätzen über die sinngemäße An-
wendung des vertraglichen Schuldrechts 

auf öffentlich-rechtliche Sonderbeziehun-
gen verneint.

Zwar kommt grundsätzlich die sinnge-
mäße Anwendung des vertraglichen 
Schuldrechts als Ausdruck allgemeiner 
Rechtsgedanken auch auf öffentlich-
rechtliche Verhältnisse in Betracht, wenn 
eine besonders enge, mit einem privat-
rechtlichen Schuldverhältnis vergleich-
bare Beziehung begründet worden ist und 
mangels ausdrücklicher gesetzlicher 
Regelung ein Bedürfnis für eine ange-
messene Verteilung der Verantwortung 
innerhalb des öffentlichen Rechts vorliegt 
(BGH, Urteil vom 11. Januar 2007 - III ZR 
294/05 - NJW-RR 2007,457 m.w.N.). Das 
ist bisher anerkannt worden etwa für die 
öffentlich-rechtliche Verwahrung (BGH, 
Urteil vom 12. April 1951 - III ZR 87/50 - 
BGHZ 1, 369), für die öffentlich-rechtliche 
Geschäftsführung ohne Auftrag (Urteil 
vom 22. November 1985 - BVerwG 4 A 
1.83 - Buchholz 451.22 AbfG Nr. 19) oder 
für das Verhältnis zwischen den Trägern 
der Baulast sich kreuzender Straßen und 
Eisenbahnen (BGH, Urteil vom 11. Januar 
2007 a.a.O. S. 458). Eine solche vertrags-
ähnliche Sonderverbindung besteht 
zwischen einer ertragsteuerberechtigten 
Gemeinde und den staatlichen Finanzbe-
hörden nicht. Das Verhältnis zwischen 
beiden wird nicht durch Abreden, sondern 
ausschließlich durch gesetzliche Kompe-
tenzzuweisung bestimmt (vgl. dazu schon 
Urteil vom 25. Mai 1961 - BVerwG 1 A 
10.59 - BVerwGE 12, 253 <254>). Beide 
haben die ihnen zugewiesenen Aufgaben 
jeweils eigenständig zu erfüllen, wobei die 
Gemeinden an die Vorgaben der Finanz-
ämter im Gewerbesteuermessbescheid 
gebunden sind. Die Finanzämter haben 
gegenüber den Gemeinden wie gegen-
über allen anderen Steuerberechtigten in 
gleicher Weise die Verpflichtung, Recht 
und Gesetz zu beachten (vgl. § 85 AO) 
und deshalb die in ihre Zuständigkeit 
fallende Ermittlung der Besteuerungs-
grundlagen und der Festsetzung des 
Steuermessbetrags nach Maßgabe der 
Gesetze durchzuführen. Im Rahmen 
dieser Bindung an Recht und Gesetz 
haben die Landesfinanzbehörden auch 
die finanziellen Interessen der Gemein-
den zu wahren, wie der Verwaltungs-
gerichtshof zutreffend angenommen hat. 
Es gibt jedoch kein über die Gesetzes-
bindung hinausreichendes Geflecht 
wechselseitiger Pflichten, die eine schuld-
rechtliche Sonderbeziehung zwischen 
Landesfinanzbehörden und Gemeinden 
bei der Verwaltung der Gewerbesteuer 
begründen könnten (vgl. BGH, Urteil vom 
11. Januar 2007 a.a.O.).
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Aus dem Landesverband

Infothek

Termine

15.12.2011: Weihnachtssitzung des 
Landesvorstandes, Kiel

02.02.2012: Norddeutsches Sympo-
sium, Rendsburg

15.-17.02.2012: Sankelmark-Tagung des 
HVB-Verbandes

07.03.2012: “Ambulante medizinische
Versorgung im ländlichen
Raum - Herausforderun-
gen und Perspektiven" 
mit dem Bildungszen-
trum für Natur, Umwelt 

und ländliche Räume 
(BNUR), Flintbek

24.03.2012: Landesweite Akt ion
„Sauberes Schleswig-
Holstein”

Naturschutztag Schleswig-Holstein 
2011 „Was ist (uns) die Natur wert?” 
am 02.12.2011 in Kiel
Das Bildungszentrum für Natur, Umwelt 
und ländliche Räume des Landes Schles-
wig-Holstein in Zusammenarbeit mit dem 
Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt 

und ländliche Räume und dem Landes-
amt für Landwirtschaft, Umwelt und länd-
liche Räume des Landes Schleswig-Hol-
stein laden zur Veranstaltung „Natur-
schutztag Schleswig-Holstein 2011 -Was 
ist (uns) die Natur wert?“ am Freitag, 
02.12.2011 von 09:30 bis 17:30 Uhr in der 
Sparkassenakademie Schleswig-Hol-
stein, Kiel ein. Die Teilnahmegebühr 
beträgt 30,00 € inkl. Verpflegungskosten. 
Anmeldung bitte an: Bildungszentrum für 
Natur, Umwelt und ländliche Räume, 
Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek, 
anmeldung@bnur.landsh.de

Anläßlich der Herbstsitzung des Bau-, 
Planungs- und Umweltausschusses des 
SHGT am 12. September 2011 in Neu-
münster verabschiedete der stellver-
tretende Vorsitzende, Amtsvorsteher 
Mehrens, Herrn Bürgermeister a. D. Peter 
Scholz aus dem Ausschuss. Scholz ist 
seine gesamte Amtszeit als Bürger-
meister der Gemeinde Grömitz für den 
Kreisverband Ostholstein als Mitglied im 
Ausschuss tätig gewesen. Im Frühsom-
mer 2011 ist Bürgermeister Scholz nach 
12 Jahren im Bürgermeisteramt in den 
Ruhestand getreten. Amtsvorsteher Meh-
rens dankte ihm im Namen der Aus-
schussmitglieder für die langjährige und 
engagierte Mitarbeit und wünschte ihm für 
den Ruhestand alles Gute.

Verabschiedung von Ausschuss-
mitgliedern

Das Land Schleswig-Holstein – vertreten 
durch den Finanzminister - und die Kom-
munalen Landesverbände haben eine 
Vereinbarung zur Einrichtung des Lan-
des-IT-Rates geschlossen. Darin heißt es: 
„Um den Anforderungen, welche aus der 
Umsetzung des IT-Staatsvertrages vom 
10.03.2010 erwachsen, gerecht zu wer-
den, ist es notwendig, das IT-Gremien-
wesen neu zu gestalten. Von diesem 
Prozess ist insbesondere auch die Zu-

Land und Kommunale Landesverbände 
schließen Vereinbarung zur Einrichtung 
des Landes-IT-Rates

sammenarbeit zwischen dem Land und 
den Kommunen betroffen.
Die im Jahr 2003 geschlossene und 2005 
fortgeschriebene E-Government-Verein-
barung hatte richtungsweisenden Cha-
rakter. Die dort vereinbarten Ziele sind im 
Wesentlichen erreicht worden, eine Nach-
steuerung und weitere Optimierung der 
erreichten Ziele erfolgt im Rahmen der 
Umsetzung der IT-Harmonisierungsver-
einbarung. 

Mit der Verabschiedung des E-Govern-
ment-Gesetzes wurde der Grundsatz der 
kooperativen Kommunikation, wonach 
das Land und die Kommunen bei der 
elektronischen Abwicklung von Verwal-
tungsabläufen eng und vertrauensvoll 
zusammenarbeiten, verankert. 
Eine angespannte Haushaltssituation for-
dert zunehmend eine noch intensivere 
verwaltungsträgerübergreifende Zusam-
menarbeit. Diese auszugestalten und zu 
steuern wird eine der zentralen zukünfti-
gen Aufgaben sein.
Nur die Einrichtung eines mit entspre-
chenden Kompetenzen ausgestatteten 
Gremiums kann diesen Anforderungen 
gerecht werden.
Das Land und die Kommunen vereinbaren 
daher die Einrichtung des Landes-IT-Rates. 

Amtsvorsteher 
Mehrens 
verabschiedet 
Bürgermeister 
Scholz



Die Gemeinde SH 11/2011280

Der Landes-IT-Rat setzt sich aus den IT-
Beauftragten der Staatskanzlei und der 
Ressorts sowie je einem Vertreter der 
Kommunalen Landesverbände zusam-
men. Das Finanzministerium führt durch 
ein weiteres stimmberechtigtes Mitglied 
den Vorsitz.
Die Aufgaben des Landes-IT-Rates um-
fassen:
(1) Koordinierung der Zusammenarbeit 
von Land, Kommunen und sonstigen be-
troffenen Trägern der öffentlichen Verwal-

tung in Schleswig-Holstein in Fragen der 
Informationstechnik und des E-Govern-
ment.
Dazu kann insbesondere gehören:
• Vorbereitung der Sitzungen des IT-

Planungsrates,
• Umsetzung von Beschlüssen des IT-

Planungsrates,
• Beratung über verwaltungsträger-

übergreifende IT- und E-Government-
Vorhaben

(2) Mitwirkung bei der Entwicklung einer 

IT-Gesamtstrategie von Land und Kom-
munen,
(3) Entwicklung einer gemeinsamen E-
Government-Strategie von Land und 
Kommunen, 
(4) Begleitung von Abstimmungsver-
fahren gem. § 3 Absatz 3 EGovG.“
Die nähere Zusammenarbeit wird die Ge-
schäftsordnung des Landes-IT-Rates re-
geln, die das Gremium sich bei der 
konstituierenden Sitzung Ende November 
2011 geben wird.

Tagung an der DHV Speyer vom 16.-17. 
Februar 2012 unter der Leitung von 
Univ.-Prof. Dr. Sabine Kuhlmann und 
Univ.-Prof. Dr. Jan Ziekow

„Funktionalreform: Neue Aufgabenver-
teilung in Ländern und Kommunen“ lautet 
das Thema des nächsten Speyerer Fo-
rums zur Kommunal- und Verwaltungs-
reform. Die Tagung findet am 16. und 17. 
Februar an der Deutschen Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften in Speyer 
statt. Geleitet wird das Forum von den 
Universitätsprofessoren Dres. Sabine 
Kuhlmann und Jan Ziekow. Die Tagung 
richtet sich an alle mit dem Thema 
Funktional- und Verwaltungsstrukturre-
form befassten Personen in Kommunal-, 
Landes- und Bundesverwaltungen, Ver-
bänden und Politik sowie Wirtschaft und 
Wissenschaft.
In fast allen deutschen Bundesländern ist 

die Aufgabenzuordnung zwischen den 
Verwaltungsebenen, Behörden und Ge-
bietskörperschaften unter Veränderungs-
druck. Ziel des Speyerer Forums zur 
Kommunal- und Verwaltungsreform ist es 
vor diesem Hintergrund, die neue Auf-
gabenverteilung in der Landes- und Kom-
munalverwaltung sowie aktuelle Anläufe 
zur Funktionalreform zu diskutieren. Es 
werden praktische Erfahrungen der Auf-
gabenneuordnung aus Sicht verschie-
dener Bundesländer vorgestellt. Damit 
verbunden wird die Frage, welches ein 
„angemessenes“ Aufgabenportfolio für 
Kommunen sein könnte und welche 
neuen Gestaltungsperspektiven sich 
hieraus ableiten lassen. Zudem widmet 
sich die Tagung einem wesentlichen Kern-
problem von Funktionalreformen, nämlich 
der Ressourcen(um)verteilung, womit 
Fragen der Finanzausstattung, Kon-
nexität und des Personals angesprochen 

werden. Auch die Zukunft der Mittel-
instanzen, staatlicher Sonderbehörden 
und der Verwaltung auf regionaler Ebene 
wird thematisiert.
Zu den Themen referieren ausgewiesene 
Experten aus der Landes- und Kommu-
nalverwaltung verschiedener Bundeslän-
der, aus Spitzenverbänden und Wissen-
schaft. Als Themen sind u. a. geplant: 
Aufgabenkommunalisierung und neue 
kommunale Handlungsfelder (Umwelt-
schutz, Energieinfrastrukturen), Lehren 
aus bisherigen Verwaltungsstrukturre-
formen, Konnexitätsprinzip im Praxistest; 
Probleme des Personalübergangs und 
der Mitbestimmung, Vielfalt oder Bünde-
lung auf regionaler Ebene, Zukunft der 
Mittelbehörden, Perspektiven und neue 
Herausforderungen.

Ausführliches Programm, Informationen 
und Anmeldungen bei:
Univ.-Prof. Dr. Sabine Kuhlmann, 
Deutsche Hochschule für Verwaltungs-
wissenschaften Speyer, Lehrstuhl für 
Vergleichende Verwaltungswissenschaft, 
Freiherr-vom-Stein-Straße 2, 67346 
Speyer. Tel.: (0 62 32) 654 332; Fax: (0 62 
32) 654 410. E-Mail: kuhlmann@dhv-
speyer.de. Internet: http://www.dhv-
speyer.de/kuhlmann.

Speyerer Forum zur Kommunal- und 
Verwaltungsreform: 
Funktionalreform: Neue Aufgabenver-
teilung in Ländern und Kommunen 

Buchbesprechung

Alexander Greisle, Beck kompakt 
Ratgeber „Information Overload Früh-
jahrsputz im E-Mail-Postfach“
Greisle, Information Overload, Reihe Beck 
kompakt, Verlag C.H.Beck 2010, ISBN 
978-3-406-60841-4, Euro 6,80 

Jeder von uns bekommt inzwischen die 
meisten Aufgaben per E-Mail - und das 
kombiniert mit vielen wichtigen und we-
niger relevanten Informationen. Da geht 
der Überblick schon mal verloren. Nicht 
zuletzt deshalb ist der E-Mail-Postein-
gang ein Dauerbrenner im modernen Zeit- 

und Aufgabenmanagement. Der Beck 
kompakt Ratgeber „Information Overload 
Frühjahrskur im E-Mail-Postfach“, rät zu 
einer Entrümpelung, um den Durchblick 
im Posteingang zu behalten oder wieder-
zugewinnen. Dabei gibt der Regens-
burger Autor Alexander Greisle viele 
Tipps, Methoden und Tools gegen den In-
formation Overload und für Ihre Organi-
sation. Bereits wenige, einfache Strate-
gien helfen, den Überblick nicht zu ver-
lieren: 
-Gewöhnen Sie sich eine E-Mail-Routine 
an. Öffnen Sie dabei Ihr Mail-Programm 

seltener und arbeiten Sie dafür die Nach-
richten am Stück ab. 
-Legen Sie sich für Newsletter, Statusmel-
dungen und andere regelmäßig eintref-
fenden Informationen Unterordner an. 
Dorthin lassen Sie die Mails automatisch 
verschieben. Resultat: Sie verstellen nicht 
mehr den Blick auf Ihre wichtigen Mails. 
-Verzichten Sie auf „Danke“-Mails. Sie 
kosten Ihre Zeit und die des Empfängers. 
-Bestellen Sie ab. Newsletter genauso wie 
lästige CC-Mails. Wie viele Ihrer News-
letter lesen Sie tatsächlich? 




